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Die steuerliche Begünstigung der Mehrarbeit — 


Von Regierungsrat Dr. Oeftering, Berlin, Reichsfinanzministerium 


1. Einführung, 
2. Gegünſtigter Arbeitslohn, 


3. Umfang der Begünſtigung, 


* 
1. Einführung 


§ 18 Abſatz 3 der Kriegswirtſchaftsverordnung dom 
4, September 1939 gemäß (RGBl 17. 1609) waren Zu⸗ 
ſchläge für Mehrarbeit, Sonntags-, iertags⸗ und Nacht- 
arbeit ab dem Tag der Verkündung der Kriegswirtſchafts⸗ 
verordnung nicht mehr zu zahlen. Ter Unternehmer war 
nach § 2 der Durchführungsverordnung zum Abſchnitt IV 
der Kriegswirtſchaftsverordnung vom 11. Oktober 1939 
(RGBl I S. 2053) verpflichtet, die Lohnbeträge. die er auf 
dieſe Weiſe erſparte, an das Reich (Finanzkaſe) abzuführen. 
Das Verbot, Zuſchläge für Sonntags, Feier 
tags und Nachtarbeit zu zahlen, iſt dirch die Ver⸗ 
ordnung zur Ergänzung des Abſchnitts III der Kriegswirt⸗ 
ſchaftsverordnung dom 16. November 189 (GBl.! 
S. 2254) mit Wirkung ab 27. November 1939 aufge⸗ 
hoben worden. * 
Das Verbot, Zuſchläge für Mehrorbeit (ber⸗ 
stunden, Mehrſchichten) zu zahlen, beſtehtgrundſätz⸗ 
lich weiter. Dieſes Verbot iſt aber durch 5 der Verord- 
nung über den Arbeitsſchutz vom 12. Dezember 1939 (Rol! 
S. 2403) gelockert worden. Die Gefolgchaftsmitglieder 
haben nach dieſer Vorſchrift ab 18. Dezemer 1939 für die 
über zehn Stunden am Tag hinauchehende Arbeits⸗ 
zeit Anſpruch auf einen angemeſſenen Mhrarbeitszuſchlag 
zu dem Grundlohn. . 2 
Es iſt oft von Arbeitnehmern und Abeitgedern darauf 
hingewieſen worden, daß bei Leiſtung von Mehrarbeit, 
Sonntags-, Feiertags⸗ und Nachtarbet ſich gelegentlich 
ſteuerlich unbillige Ergebniffe zeigen. De, Lohn eines Arbeit⸗ 
Leiſtung ſocher Arbeit oft nur 
geringfügig eine Stufe der Lohnſtezertahelle. Es kann 
dadurch trotz der engen Staffelung der Lohnſſeuerkahelle 
eine unverhältnismäßig hohe Lohnſteier ausgelöſt werden. 
Es kann auch vorkommen, daß durch den Mehrarbeitslohn. 
| der durch Mehrarbeit erzielt wird, die Freigrenze über 


nehmers überſchreitet bei 


erſcheint wöchentllch. Ferncuf: 222086. 
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Abführung ersparter Lohnteile 
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f MR NA akommen⸗ 
ſchritten wird, die für den Kriegszuſchlag zurhmer muß 


ſteuer vorgeſehen iſt. Der betroffene Arberiegszuſchla 
dann von ſeinem ganzen Arbeitslohn danen a 
entrichten. Ohne die Mehrarbeit hätte e⸗ “ 

ſchlag entrichten müſſen. mit dem Erforber- 


„Dieſe ſteuerlichen Ergebniſſe mwarMehrarbeit während 
nis nicht vereinbar, die Leiſtung dnit allen Mitteln zu 
des uns aufgezwungenen Krieg⸗ 
fördern. f — zen hat deshalb in dem 

Der Reichsminiſter der 7939 S 2228 — 21 III be⸗ 
Runderlaß vom 18. Dezemke ſteuerliche Behandlung des 
deutſame Anordnungen übe für Mehrarbeit, Sonntags-, 
Arbeitslohns getroffen, gezahlt wird. Dieſe Anordnun⸗ 
Feiertags⸗ und Nachtarfgehen de ſtenerliche Be⸗ 
gen bedeuten eine Wohrarbeit. 
günſtigung de ! 


2. Begünftigter “britzlohn ſſters der Fi begünſtigt 
2 es Reichsmiulſters der Finanzen begünſtig 
* Me brokbeit b r nee 
Mehr ge u heit, ntags⸗, 
r ee Nach r bee gezahlt wird, Wehr 
Feie 4 a8 de Arbeit, 1 die auf Gru. geſetzlicher oder 
ere e c is Beſtiumung, ein Mehrarbeikszuſchlag (eine 
ariflicher fer ging) vorgeſehen iſt. Sonntags-, 
Mohrarbeitspaunnnt Nachtarbeit ift die Arbeit, für 
0 h Grund geſetzſer oder tariflicher Beſtimmungen ein 
n Feiert oder Nachtarbeitszuſchlag vorge 
ſehen iſt. ; ; 
a 0, ag bezieht ſich auf den ganzen Mehr 
U 17 7 Westend deshalt der Grundlohn, der für 
a 1 ode onntags⸗, Feiertags⸗ und Nachtarbeit ge- 
to wordt u die guschläge begünftigt, die neben 
1 Grundlohdezahlt werden. Als Zuſchläge kommen alle 
Zuschläge Betracht, die für Mehrarbeit, Sonntags- 
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Feiertags⸗ und Nachtarbeit geſetzlich oder tariflich 
vorgeſehen ſind. Es genügt nicht, daß ein Zuſchlag nur 
in einem Einzelarbeitsvertrag vorgeſehen iſt. Es iſt 
erforderlich, daß das in einem Geſetz, einer Ver⸗ 
ordnung, einer Tarifordnung oder einem 
Tarifvertrag geſchehen iſt. Es genügt, daß die Zah⸗ 
lung eines Zuſchlags geſetzlich oder tariflich vorgeſehen 
iſt. Es iſt nicht erforderlich, daß die Zuſchläge tatſächlich an 
die Arbeitnehmer ausgezahlt werden. Auch wenn der 
vorgeſehene Zuſchlag aus irgendeinem Grund nicht aus⸗ 
gezahlt wird (z. B. wegen geſetzlichen Auszahlungsverbots), 
iſt der Grund lohn als Mehrarbeitslohn ſteuerlich be 
günſtigt. 


Beifpiel für einen geſetzlich vorgeſehenen 
Mehrarbeitszuſchlag: 
§ 5 der Verordnung über den Arbeitsſchutz vom 12. Dezem⸗ 
der 1039 gemäß haben die Gefolgſchaftsmitglieder für die 
über zehn Stunden am Tag hinausgehende Arbeitszeit 
Anſpruch auf einen angemeſſenen Mehrarbeitszuſchlag zu 
dem Lohn für die Arbeitszeit ſelbſt. Als angemeſſen gilt 
ein Zuſchlag von fünfundzwanzig vom Hundert, ſoweit der 
Reichsarbeitsminiſter keine abweichende Regelung trifft. Wird 
einem Arbeitnehmer ein Mehrarbeitszuſchlag $5 der bezeich⸗ 
neten Verordnung gemäß bezahlt, weil der Arbeitnehmer mehr 
als zehn Stunden am Tag gearbeitet hat, jo jind der Grund— 
lohn für die elfte und jede weitere Arbeitsſtunde und der 
Zuſchlag regelmäßig ſteuerlich begünſtigt. Die Finanzbehörden 
haben nicht nachzuprüfen, ob der Zuſchlag angemeſſen iſt oder 
nicht. Es kommt deshalb für die ſteuerliche Begünſtigung des 
Mehrarbeitslohns nicht darauf an, ob der geſetzlich borge⸗ 
ſehene Zuſchlag genau in der vorgeſehenen Höhe bezahlt 
wird oder nicht. 


Beiſpiel für einen tariflich vorgeſehenen, aber 
nicht ausgezahlten Mehrarbeitszuſchlag: 

Die Tarifordnung eines beſtimmten Induſtriezweiges fieht 

für die neunte und zehnte Arbeitsſtunde täglich einen Mehr⸗ 

cbeitszuſchlag von fünfzig vom Hundert vor. Dieſer Mehr⸗ 

geitszuſchlag darf zur Zeit nicht an die Arbeitnehmer aus: 

die lt werden (Hinweis auf Abſchnitt 1). Der Grundlohn für 

ana Ante und zehnte Arbeitsſtunde wird ſelbſtverſtändlich 

U . 22 2 
t. Er iſt als „Mehrarbeitslohn“ ſteuerlich begünſtigt. 


3. ene Begünftigung 
les zu Parbeitslohn (Abſchnitt 2) iſt bei d 
a, (Abſchnitt em 
ande der 2 ha zur Einkommenſteuer (Lohnſteuer) 
gehk bei denß Kriect euer begünſtigt. Die Begünſtigung 
dera lag weiter als bei der Lohnſteuer. 
Krie N uid 13 lohn unterliegt nicht dem 
Both ot Green, de no, Be 1 7 
fömmenſt areln Kriegszuſchlag zur Ein« 
auf Abschnitt . Aberſchritten werden (Hinweis 
977 15 18. Er muß aber apt 2) iſt lohn ſteuer 
üblichen Arbeitslohn nach der . ee geh gan: 
werden. Er kann als „ſonſtiger 2 15 5 Sin 58 5 
der Lohuſtenerdurchführungsbeſtimmßgen bean lt N 
den, ohne Rückſicht darauf, wire N 9471 
wird (Hinweis auf Abſchnitt 5), rausgezahlt 


4. Begünſtigung beim Kriegszuſchlag zur Gnkommenſteuer 


a) Befreiung des Mehrarbei aA 
Krlegszuſchla h z ur Eikkom menten e 


Der Krieg; „achlag zur Einlunme 7 5 

knüpft an die Einkommenſteuer (anſte gan Ponſteuer) 
arbeitslohn iſt ein Teil des ſteuerpiichtige Arber, Mehr- 
Er unterliegt deshalb der Lohnſteue Auch der fate 
ſchlag wäre aus der Lohnſteuer zu zahn, die auf den Mehr 
arbeitslohn entfällt. Das würde dazu hren daß ein eres 
licher Teil des Mehrarbeitslohns durchden Kriegs uſchl 4 
weggeſteuert würde. Der Reichsminiſtelder Fin e 
zur Beſeitigung dieſes unerwünſchten 
Erlaß vom 18. Dezember 1939 angeordnet aß der Arbeits. 
lohn, der für Mehrarbeit, Sonntags“, Feiengs. Ans Nacht. 
arbeit (Ziffer 2) gezahlt wird, nicht den rie Are 
ſchlag zur Einfommenftener en 


Finanzen hat 
ebniſſes in dem 


unterliegt. Das gilt ſowohl für den Grundlohn 
als auch für etwaige Zuſchläge. 


Beiſpiel A: 


Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe I iſt in einem Betrieb 
beſchäftigt, in dem acht Stunden am Tag gearbeitet wird. In 
der Tarifordnung, die für den Betrieb des Arbeitnehmers gilt, 
iſt die Zahlung von Zuſchlägen für jede Arbeitsſtunde vor⸗ 
geſehen, die über acht Arbeitsſtunden täglich hinausgeht. Der 
Arbeitnehmer erhält einen Wochenlohn von 70 Reichsmark. Er 
hat an einem Tag einer Woche zehn Stunden und an zwei 
anderen Tagen dieſer Woche neun Stunden gearbeitet. Mehr⸗ 
arbeitszuſchläge dürfen an den Arbeitnehmer nicht ausgezahlt 
werden. Der Arbeitnehmer hat nach 95 der Verordnung über 
den Arbeitsſchutz vom 12. Dezember 1939 Anſpruch auf Zahlung 
eines Mehrarbeitszuſchlags nur dann, wenn die Arbeitszeit 
über zehn Stunden am Tag hinausgeht. Das iſt hier 
nicht der Fall. Der Arbeitnehmer erhält deshalb für die Über⸗ 
ſtunden nur den Grundlohn. Der Grundlohn beträgt für jede 
geleiſtete Überſtunde 1,50 Reichsmark, für die geleiſteten bier 
Überſtunden insgeſamt 6,— Reichsmark. 


Der Wochenlohn vonn 70 Reichsmar! 
erhöht ſich dadurch un 6 1 


auf 76 Reichsmark. 


Bisher betrug der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
nach einem Wochenlohn von 76 Reichsmark — 5,31 Reichsmark. 
Nunmehr unterliegt der Mehrarbeitslohn von 6 Reichsmark 
nicht mehr dem Kriegszuſchlag. Der Wochenlohn ohne den 
Mehrarbeitslohn beträgt 70 Reichsmark. Der Kriegszuſchlag 
von dieſem Wochenlohn beträgt 4,71 Reichsmark. 


Betfpiel B: 


0 Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe IL iſt in einem Be- 
trieb beſchäftigt, in dem regelmäßig acht Stunden am Tag ge: 
arbeitet wird. In der Tarifordnung, die für den Betrieb des 
Arbeitnehmers gilt, iſt die Zahlung von Zuſchlägen für jede 
Arbeitsſtunde vorgeſehen, die über acht Arbeitsſtunden täglich 
hinausgeht. Der Arbeitnehmer erhält einen Wochenlohn von 
68 Reichsmark. Er hat an einem Tag einer Woche elf Stunden 
und an einem anderen Tag dieſer Woche zwölf Stunden ge⸗ 
arbeitet. Der Arbeitnehmer erhält für jede geleiſtete Aber» 
ſtunde einen Grundlohn von 1,60 Reichsmark, für die geleiſteten 
(drei und vier) ſieben ÜUberſtunden danach insgeſamt einen 
Erundlohn von 11,20 Reichsmark. Der Arbeitnehmer hat 
außerdem nach $5 der Verordnung über den Arbeitsſchutz vom 
12. Dezember 1989 Anſpruch auf Zahlung eines Mehrarbeits⸗ 
Seer fomeit die Arbeitszeit über zehn Stunden hinausgeht. 

r erhalt deshalb den Mehrarbeitszuſchlag für die über zehn 
Stunden hinausgerende Arbeitszeit in Höhe von fünfund⸗ 
zwanzig vom Hundert des Grundlohns, der auf dieſe Arbeits⸗ 
zeit entfällt. Dos find fünfundzwanzig vom Hundert von 
(dreimal 1,60 Reichsmark) 4,80 Reichsmark = 1,20 Reichsmarl. 


Der Wochenlohnm von 68.— Reichsmark 
erhöht ſich dadurch um einen Grundlohn wi 

für Überftimden von . . 11,20 RM 
und um einen Mehrarbeitszu⸗ 


ſchlag vor . 180 „= 12,80 Neihemar! 


auf 80,80 Reichsmark. 

Bisher betrug der Kriegsguſchlag zur Einkommenſteuer 
nach einem Wochenlohn von 80,80 RM 4,26 RM. Nunmehr 
unterliegt der Mehrarhbeitslohn von 12,80 RM nicht mehr dem 
Kriegszuſchlg. Der Wochenlohn ar den 1 


betragt 68 Rächsmark. Der Kriegs zuſchlag v eſe f 
7 Deträgt 1.30 Reichsmers gszuſchlag von dieſem Wochen 


Beiſpiel C: 


Ein Arbei nehmer der Steuergruppe III iſt in einem Be- 
trieb beichäftig, in dem regelmäßig acht Saunen am Tag 175 
arbeitet wird. In dem Tarifvertrag, der für den Betrieb des 
Arbeitnehmers gilt, iſt die Zahlung von Zuſchlägen für 
Sonntagsarbeit und für jede Arbeitsſtunde vorgeſehen, die 
über acht Arbeitzſtunden täglich hinausgeht. Der Arbeitnehmer 
erhält einen Mnatslohn von 260 Reichsmark. Er hat an 
einigen Tagen ehen Monats neun und zehn Stunden und an 
einigen anderen dagen dieſes Monats elf und zwölf Stunden 
gearbeitet. Er ha. auch an zwei Sonntagen gearbeitet. Der 
Arbeitnehmer erfilt die Überſtunden mit em zuläſſigen 
Grundlohn vergütt. Er hat außerdem nach § 5 der Verord⸗ 
nung über den Abeitsſchutz vom 12, Dezember 1939 für die 
über zehn Stunde! hinausgehende Arbeitszeit Anſpruch auf 
Auszahlung eines Nehrarbeitszuſchlags. Er erhält auch für die 
geleiſtete Sonntagserbeit Sonntags zuſchläge ausge zahlt. Der 
Arbeitnehmer erhält deshalb für die geleiſteten liberſtunden 
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und für die Sonntagsarbeit einen Grundlohn von insgeſamt 
20 Reichsmark. 
Er erhält dazu Zuſchläge für die über zehn 
Stunden am Tag hinausgehende Arbeitszeit 
und für die Sonntagsarbeit von insgeſamt 5 1 


— — 
Mehrarbeitslohn . t 25 Reichsmark. 
Der Monatslohn von 20 ei 

erhöht ſich um den Mehrarbeitslohn von .. 25 x 


——— 4 
auf 285 Reichsmark, # 


Bisher betrug der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
nach einem Monakslohn von 285 RM — 8,84 RM. Nunmehr 
unterliegt der Mehrarbeitslohn von 25 RM nicht mehr dem 
Kriegszuſchlag. Der Monatslohn ohne den Mehrarbeitslohn 
beträgt 200 NM. Der Kriegszuſchlag von dieſem Monatslohn 
beträgt 7,15 RM. . 


Beiſpiel D: 

Ein Arbeitnehmer iſt in einem Betrieb beſchäftigt, in dem 
regelmäßig acht Stunden am Tag gearbeitet wird. In dem 
Tarifvertrag, der für den Betrieb des Arbeitnehmers gilt, iſt 
eine Zahlung von Zuſchlägen für die neunte und zehnte 
Arbeitsſtunde nicht vorgeſehen. Arbeitet der Arbeitnehmer 
ausnahmsweiſe einmal neun oder zehn Arbeitsſtunden, ſo iſt 
der Lohn, den er dafür erhält, kein ſteuerlich begünſtigter 
Mehrarbeitslohn. 


Nichtanſatz des 
Ermittlung der 


b) Mehrarbeitslohns bei 
1 Freigrenzen für den 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 


Arbeitnehmer ſind von dem Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer befreit, wenn ihr Arbeitslohn 234 RM 
monatlich, 54 RM wöchentlich, I RM täglich oder 4,50 RM 
halbtäglich nicht überſteigt (Freigrenzen). Die Anwendung 
dieſer Vorſchrift ſetzt voraus, daß der geſamte Arbeits- 
lohn eines Arbeitnehmers die bezeichneten Freigrenzen 
nicht überſteigt. Die Entlohnung (Grundlohn und Zu⸗ 
ſchläge) für Mehrarbeit gehört zum Arbeitslohn. Härten 
können ſich ergeben, wenn der übliche Arbeitslohn (d.h. der 
Arbeitslohn ohne Mehrarbeitslohn) für ſich allein unter 
er Freigrenze liegt, zuſammen mit dem Mehrarbeits⸗ 
lohn aber die Freigrenze überſchreitet. Dadurch wird der 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer von dem ganzen 
Arbeitslohn (üblicher Arbeitslohs und Mehrarbeitslohn) 
ausgelöſt. Der Kriegszuſchlag, der ſich ergibt, kann unver- 
hältnismäßig hoch ſein. Der Reichsminiſter der Finonzen 
hat deshalb in dem Erlaß von. 1 Dezember 1939 an- 
geordnet, daß der Mehrarbeitslohn (Abſchnitt 2) auch für 
die Frage außer Betracht bleibt, ob die 
Freigrenzen beim Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer (Lohnſteuer) überſchritten 
werden. Das gilt für den Grundlohr und etwaige 
Zuſchläge. 
Beiſpiel E: 
Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe J arbeitet regel- 
mäßig 10 Stunden täglich. Er erhält einen Vochenlohn bon 
53 RM. Durch Leiſtung von Überſtunden erhöht ſich der 
Wochenlohn ven 53 RM 
um einen Grundlohn für 
und um einen Mehrarbeitszuſchlag von 


die Überſtunden vo 4 RM 
. RM 5 Ro 
gf 58 RM. 


Bisher betrug der Kriegszuſchlag zu; Einkommenſteuer 
nach einem Wochenlohn von 58 RM — 3,5 RM. Nunmehr 
unterliegt der Mehrarbeitslohn von 5 Ri nicht mehr dem 
Kriegszuſchlag. Er bleibt auch für die Nc außer Betracht, 
ob die Freigrenze beim Kriegszuſchlag übeſchritten wird. Der 
Wochenlohn ohne den Mehrarbeitslohn’eträgt 53 RM. Er 
überſchreitet nicht die für den Kriegzuſchlag vorgeſehene 
Freigrenze von 54 RM böchentlich. Tr Arbeitnehmer hat 
keinen Kriegszuſchlag zu entrichten. 


Beiſpiel F: 4 
Ein Arbeitnehmer der Steuergrupe II ee en 

mäßig 10 Stunden täglich. Er erhäzerſtund age 7 ſich 

9 NM. Durch Mehrarbeitslohn für 1berſtunden erhöh in 

der Dagelahn en 25 

um einen Grundlohn für Überſtunde 1.20 NM 
e 

und um einen Mehrarbeitszuſchlag vn 


1.50. RD 


af 10,50 AM. 


7 


Be 
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Bisher betrug der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
nach einem Tagelohn von 10,50 RM — 0,47 RM. Nunmehr 
unterliegt der Mehrarbeitslohn von 1,50 NM nicht mehr dem 
Kriegszuſchlag. Er bleibt auch für die Frage außer Betracht, 
ob die Freigrenze beim Kriegszuſchlag überſchritten wird. Der 
Tagelohn ohne den Mehrarbeitslohn beträgt 9 RM. Er 

überſchreitet nicht die für den Kriegszuſchlag vorgeſehene Frei⸗ 
grenze von 9 RM täglich. Der Arbeitnehmer hat keinen 
Kriegszuſchlag zu entrichten. 

iſpiel G: 

Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe IV mit Kinder⸗ 
ermäßigung für eine Perſon erhält einen Monatslohn von 
990 RM. Durch Sonntagsarbeit, für die tarifordnungsgemäß 
ein Zuſchlag zu bezahlen iſt, erhöht ſich der Monatslohn 
HK r on. 
um einen Grundlohn für Sonntagsarbeit BE 
2 RM 10 RM 

auf 240 RM. 

Bisher betrug der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
nach einem Monatslohn von 240 RM — 4,81 RM. Nunmehr 
unterliegt der Mehrarbeitslohn von 10 RM nicht mehr dem 
Kriegszuſchlag. Der Monatslohn ohne den Mehrarbeitslohn 
beträgt 230 RM. Er überſchreitet nicht die für den Kriegs⸗ 
zuſchlag vorgeſehene Freigrenze von 234 RM monatlich. Der 
Arbeitnehmer hat keinen Kriegszuſchlag zu entrichten. 


5. Begünſtigung bei der Lohnſteuer 

Der Arbeitslohn, der durch Mehrarbeit, Sonntags-, 
Feiertags⸗ und Nachtarbeit verdient wird (Grundlohn und 
Zuſchläge), konnte ſchon bisher als „ſonſtiger Bezug“ im 
Sinn des § 35 LSDB zur Lohnſteuer herangezogen 
werden, wenn er nicht auf i 
üblichen Arbeitslohn 
zahlungs zeitraum aus 


ee e 
und einen Sonntagszuſchlag von. 


arbeitslohn (Abſchnitt 2 u Sohnſteuerdurch⸗ 
de „ e merden 
5 n gen bei Arbeitn ; 
kann. Die Hundertſätze bel und 10 vom Ta a 
I, II und I ehmern der Steuergruppe IV, 
für die Kinderermäßigung 
Na W Sundert des Arbeits⸗ 
en Arbeitgeber feine Ver⸗ 
Pech 55 beſteht Lohnſteuer für den Mehrarbeitslohn 
pffid un 9 deen des 8 35 LSIDB zu berechnen. Der 
er erf ann aid dem laufenden Arbeitslohn 
725 "in Kalzahlungfeitraums für die Berechnung der 
St fange dag Sg und die Lohnſteuer kann 
von dein Sejamtlohn ach der Lohnſteuertabelle berechnet 
werden, wenn dieſe B a gegenüber der Beſteuerung 
des Mehrarbeitslohn igt en feſten Sumdertlägen eine 
niebrigere Lohnſten deft geben bedeute vrak⸗ 
kiſch, daß der 1 eit gebende jeweils gün⸗ 
Bere ngsart wählen kann. 
Reiſpiel A: hmer der Steuergruppe 1 erhält einen 
90 Genn ben RM. Durch Überſtunden, für 1 nach der 
maße n en Zuſchläge borgefehen find, erhöht 
ſich der Wochen um M auf 70 RM. Bisher betrür die 
Lohnsteuer Da Rae Bgcbenlohn bon 70 RM nach der Lohe 
ſteuerkabelle . fe Nunmehr kann die Lohnſteuer in der 
lelgenden g' erechnet werden: 
Wochen von 68 RM, Lohnſteuer nach der 
Lonza tabelle ) ͥͤĩ¾ ‚ðà ee MOIN 
Mehre slohn 2 RM. Lohnſteuer 18 v. H. 0,836 R M 
zuſammen 9,2 RM. 
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Der Kriegszuſchlag iſt nur von dem Wochenlohn von (d MM 
zu zahlen (Hinweis auf Abſchnitt 4). 
Beiſpiel B: 

Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe 1 erhält einen 
Monatslohn von 182 NM. Durch Sonntagsarbeit, für die 
nach der maßgebenden Tarifordnung beſondere Zuſchläge vor⸗ 
geſehen ſind, erhöht ſich der Monatslohn um 6 RM auf 
188 RM. Bisher betrug die Lohnſteuer bei einem Monatslohn 
von 188 AM nach der Lohnſteuertabelle 16,12 RM. Nunmehr 
kann die Lohnſteuer in der folgenden Weiſe berechnet werden: 


Monatslohn von 182 RM, Lohnſteuer nach 
der Lohnſteuertabelle 


e ee e Me n 
Mehrarbeitslohn 6 RM, Lohnſteuer 18 v. HD. 1,08 RAM 
zuſammen 


14,60 RM. 
Der Arbeitnehmer hat keinen Kriegszuſchlag zu zahlen (Hin⸗ 
weis auf Abſchnitt 4). 2 

Beiſpiel C: 

Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe IV mit Kinder⸗ 
ermäßigung für drei Perſonen erhält einen Monatslohn von 
270 RM. Durch Überſtunden und Sonntagsarbeit, für die 
nach der maßgebenden Tarifordnung beſondere Zuſchläge vor⸗ 
geſehen find, erhöht ſich der Monatslohn um 18 RM auf 
288 RM. Bisher betrug die Lohnſteuer bei einem Monatslohn 
von 288 RM nach der Lohnſteuertabelle 6,76 RM. Nunmehr 
kann die Lohnſteuer in der folgenden Weiſe berechnet werden: 

Monatslohn von 270 RM, Lohnſteuer nach der 

Lohnſteuer tabelle . 6.72 RM 

Mehrarbeitslohn 18 RM, Lohnſteuer 8 b. H. = 0,54 RM 

aufammen 6,26 RM. 


Der Kriegszuſchlag iſt nur von dem Monatslohn von 270 RM 
zu zahlen (Hinweis auf Abſchnitt 4). 
Beiſpiel D. 

Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe 11 erhält einen 
Monatslohn von 276 RM. Durch Mehrarbeitslohn für zu⸗ 
chlagpflichtige Nachtarbeit erhöht ſich der Monatslohn um 
RM auf 286 RM. Die maßgebende Lohnſtufe der Lohn⸗ 
Neihntabelfe beträgt 278 NM bis 286 RM, die Lohnſteuer be- 
trägt, 20 NM. 8 

De Arbeitnehmer kommt in die ſem 120 durch den Mehr⸗ 
arbeitölon nicht in eine höhere Lohnſtufe. Er hat bei einem 
Monatslohn von 286 RM die gleiche Lohnſteuer (26,26 RM) zu 
zahlen wie ba einem Monatslohn von 276 RM. Bei der Per 
ſteuerung des Mehrarbeitslohns nach den feſten Hundert⸗ 
ſätzen des 3 35 Bt D ergibt ſich die folgende Berechnung: 

Monatslohn von 276 RM, Lohnſteuer nach 

der Lohnſteuevabe lle 26.26 NM 

Mebrarbeitslohn 10 M. Lohnſteuer 14 b. H. 1,40 RM 


Dief ” zuſammen 27,66 RM. 
leſe Berechnungsart führr zu einer höheren Lohnſteuer. 
Die Lohnſteuerberechnung 9 be wie bisher vor» 


genommen werden, weil das fürden Arbeitnehmer günſtiger ift. 


6. Inkrafttreten der Begünstigung 


Die Anordnungen über die ſteverliche Begünſtigung 
des Mehrarbeitslohns bei dem Kriegszuſchlag und bei der 
Lohnſteuer find erſtmals auf den Arbeitslohn anzu⸗ 
wenden, der nach dem 17. Dedember 1939 zu 
fließt. Der Tag des Inkrafttretens der Begünſtigungen 
deckt ſich nicht mit dem Tag, von dem ab Sonntags, 
Feiertags und Nachtarbeits zuſchläge wieder 
gezahlt werden dürfen. Dieſe Zuſchläge können ſchon ab 
27. November 1939 wieder gezahlt werden. Sonntags», 
Feiertags⸗ und Nachtarbeitszuſchläge, die einem Arbeit⸗ 
nehmer vor dem 18. Dezember 1939 zugefloſſen ſind, ſind 
bei dem Kriegszuſchlan und bei der Lohnſteuer nicht be 
günſtigt. Das gleiche gilt für den Grundlohn für 
Sonntags-, Joiertags⸗ und Nachtarbeit und für den Grund⸗ 
lohn für Mehrarbeit, der vor dem 18. Dezember 1939 dem 
Arbeitrehmer zugefloſſen iſt. Zuſchläge für Mehrarbeit 
[önzen in gewiſſem Umfang ab 18. Dezember 1939 wieder 
gezahlt werden. Dieſe Zuſchläge fallen, ſoweit fie wieder 
Peau werden dürfen. deshalb regelmäßig unter die 

egünſtigung. 


7. Wegfall der Abführungspflicht 


Das im 8 18 Abſatz 3 der Kriegswirtſchaftsverordnung 
enthaltene Verbot, Zuſchläge für Sonntags, 
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Feiertags⸗ und Nachtarbeit zu zahlen, iſt mit 
Wirkung ab 27. November 1939 aufgehoben worden. 


Dieſe Zuſchläge können ab dem bezeichneten Zeitpunkt 


wieder gezahlt werden. 

Eine Erſparung von Lohnbeträgen im Sinn des 8 2 
Abſatz 2 der Durchführungsverordnung zum Abſchnitt IV 
der Kriegswirtſchaftsverordnung vom 11. Oktober 1939 
(RGBl I S. 2053) liegt inſoweit nicht mehr vor, als 
Sonntags-, Feiertags⸗ und Nachtarbeitszuſchläge ab dem 
27. November 1939 von einem Unternehmer wieder gezahlt 
werden. Der Runderlaß des Reichsminiſters der Finanzen 
vom 18. Dezember 1939 ſieht deshalb vor, daß eine Ab⸗ 
führungspflicht auf Grund der Durchführungsverordnung 
zum Abſchnitt IV der Kriegswirtſchaftsverordnung vom 
11. Oktober 1939 und des Runderlaſſes vom 25. Oktober 
1939 S 2234 — 2 III (RStBl S. 1087) für dieſe Zuſchläge 
nicht mehr in Betracht kommt, ſoweit ſie auf die Zeit nach 
dem 26. November 1939 entfallen. 

Gefolgſchaftsmitglieder haben auf die Zahlung von 
Zuſchlägen für Mehrarbeit (Überſtunden, Mehrſchichten), 
ſoweit die Arbeitszeit nicht mehr als zehn Stunden am Tag 
beträgt, keinen Anſpruch. Das Verbot, dieſe Zuſchläge 
a zahlen, tft inſoweit aufrechterhalten worden. Die 
terpflichtung zur Abführung erſparter Mehrarbeits— 
zuſchläge kommt deshalb noch in Betracht, wenn Mehrarbeit 
geleiſtet worden iſt, die geleiſtete Mehrarbeit aber nicht 
mehr als zehn Stunden beträgt. 

Beiſpiel A: 

In einem Betrieb beträgt die regelmäßige Arbeitszeit 
acht Stunden am Tag. Von den Gefolgſchaftsmitgliedern 
dieſes Betriebs ſind Überſtunden geleiſtet worden. Einige Ge⸗ 
folgſchaftsmitglieder haben neun und zehn Stunden am Tag 
gearbeitet. Die tariflichen Beſtimmungen ſehen für die über 
acht Stunden hinausgehende Arbeitszeit einen Mehrarbeits⸗ 
zuſchlag vor. Der Unternehmer darf dieſe Zuſchläge nicht be⸗ 
zahlen, weil die Arbeitszeit nicht mehr als zehn Stunden am 
Tag betragen hat. Der Unternehmer hat die Zuſchläge, die 
er dadurch erſpart, an das Reich (Finanzkaſſe) abzuführen. 


Ein Anſpruch auf Zahlung eines angemeſſenen Zu⸗ 
ſchlags für Mehrarbeit it den Gefolgſchaftsmitgliedern 
durch $ 5 der Verordnung über den Arbeitsſchutz vom 
12. Dezember 1939 für die über zehn Stunden am 
Tag hinausgehende Arbeitszeit eingeräumt worden (Hin⸗ 
weis auf Abſchnitt 2 

Sind von eine unternehmer Zuſchläge für Mehr: 
arbeit zu zahlen, weil die Arbeitszeit mehr als zehn 
Stunden am Tag beträgt, ſo liegt inſoweit eine Erſparung 
von Lohnbeträgen icht vor. Der Runderlaß vom 18. De⸗ 
zembet 1939 bejtinint deshalb, daß eine Abführung von 
Mehrarbeitszuſchägen ab dem 19. Dezember 1939 für die 
Arbeitszeit nich! mehr in Betracht kommt, die über zehn 
Stunden am Tig hinausgeht. 


Beiſpiel B: 

In eiren Vetrieb beträgt die regelmäßige Arbeitszeit 
acht Stunden am Tag. Von den Gefolgſchaftsmitgliedern 
dieſes Vetrieb ſind insgeſamt 200 Überftunden in einer Woche 
geleiſtet worda. Einige Gefolgſchaftsmitglieder haben elf und 
zwölf Stunde; am Tag gearbeitet. Die tariflichen Beſtim⸗ 
mungen  febeı für die über acht Stunden hinausgehende 
Arbeftszeit einn Mehrarbeitszuſchlag vor. Der Unternehmer 
Hätte für die 20 Überſtunden insgeſamt 50 RM Mehrarbeits⸗ 
zuſchläge zu zalen. Er darf nur die Mehrarbeitszuſchläge für 
die über zeh Stunden hinausgehende Arbeitszeit be⸗ 
zablen. Dieſe ktragen (angenommen) 20 RM. Eine Ab⸗ 
führung dieſer Nhrarbeitszuſchläge kommt nicht in Betracht. 
Die Mehrarbeitsuſchläge, die für die neunte und zehnte 
Arbeitsſtunde nal den tariflichen Beſtimmungen zu zahlen 

wären, ſtellen e parte Lohnbeträge dar. Der Betrag bon 
50 RM — 20 R = 30 RM iſt an das Reich (Finanzkaſſe) 
abzuführen (Hinws auf das Beiſpiel A). 


Fs ſteht den Golaſchaftsmitgliedern für die über zehn 
Stunden am Tag Jinausgehende Arbeitszeit ein an⸗ 
gemeſſener Meharbeitszuſchlag zu dem Lohn für die 
Arbeitszeit ſelbſt (Eundlohn) zu. Als angemeſſen gilt, 
ſoweit der Reichsarbekminiſter keine abweichende Regelung 
trifft, ein Zuſchlag vorfünfundzwanzig vom Hundert (Hin- 
weis auf Abſchnikt 9). Beſteht ein Anſpruch des Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglieds auf Zoͤlung der Mehrarbeitszuſchlags, ſo 


Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29, Jahrg. / Mr. 1 


fällt regelmäßig die Abführungspflicht des Unternehmers 
hinſichtlich dieſes Zuſchlags weg. Es iſt dann ohne Be⸗ 
deutung, ob der Mehrarbeitszuſchlag weniger oder 
mehr als fünfundzwanzig vom Hundert des Grundlohns 
beträgt. Zahlt der Unternehmer beiſpielsweiſe einen Mehr⸗ 
arbeitszuſchlag von nur zwanzig vom Hundert des Grund— 
lohns, ſo ſtellt der Unterſchiedsbetrag zwiſchen zwanzig und 
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fünfundzwanzig vom Hundert keinen erſparten Lohnteil dar. 
Das gleiche gilt, wenn in einem Betrieb Mehrarbeits: 
zuſchläge in verſchiedener Höhe, z. B. in Höhe von 
fünfundzwanzig vom Hundert und in Höhe von fünfzig 
vom Hundert, bezahlt werden. In dieſem Fall iſt der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den höheren und niedrigeren Zuſchlägen 
kein erſparter Lohnbetrag. r 


Die erweiterte Bewertungsfreiheit auf Grund des Neuen Finanzplans 
Von Obersteuerinspektor Henze, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt 


1. Die Vorausſetzungen für die erweiterte 
Bewertungsfreiheit, 
2. Der Ausfuhrumſatz, 


1. Die Vorausſetzungen für die erweiterte Bewertungs: 
freiheit 


Die Bewertungsfreiheit auf Grund des Neuen Finanz⸗ 
plans iſt für die Unternehmen der Ausfuhrinduſtrie und 
für die Unternehmen des Ausfuhrhandels erweitert. 

Die Durchführungsverordnung ſieht für die Gewährung 
der erweiterten Bewertungsfreiheit zwei Fälle vor: 


1. Der Ausfuhrumſatz im Kalenderjahr beträgt 
mindeſtens 25 vom Hundert des Gefamt: 
umſatzes; 

2. Der Ausfuhr umſattz erreicht dieſe Mindeſtgrenze 
nicht, er hat ſich aber gegenüber dem Ausfuhrumſatz 
des vorangegangenen Kalenderjahrs um minde⸗ 
ſtens 2 vom Hundert erhöht. 


Die erweiterte Bewertungsfreiheit kommt nicht in 
Betracht, wenn ein Ausfuhrumſatz im Erſtjahr nicht vor⸗ 
liegt und ein Ausfuhrumſatz im Zweitjahr erſtmalig 
erzielt worden iſt. Die Beſtimmungen können nicht jo aus⸗ 
gelegt werden, daß der erſtmalige Musfuhrumfag in vollem 
an als Steigerung anzuſehen ei. j 
Das volkswirtſchaftliche Intereſſe scoieket anderſeits, 
jede Förderung der Ausfuhr zu rlsphtüken: Die Aus⸗ 
fuhrunternehmer haben wiederholt dar. F hingewieſen, daß 
erhebliche Vorarbeiten und Aufwen engen erforderlich 
ſeien, um ein Auslandsgeſchäft zu tätigen. Es erſcheint des⸗ 
halb auch eine Begünſtigung der erſtmaligen Ausfuhr 
gerechtfertigt. be 
Die erweiterte Bewertungsfreiheit wrd durch den 
Runderlaß des Reichsminiſters der Finanzen om 9. Dezem⸗ 
ber 1939 — S 2810 — 30 II — auch für den Fall zugebilligt, 
daß ein Unternehmer erſtmalig einen Arsfuhrumſatz 
erzielt, der mindeſtens zwei vom Hunder des Geſamt⸗ 
umſatzes ausmacht. Die erweiterte Bewertugsfreiheit be⸗ 
trägt für jede vollen zwei vom Hundert, dieder erſtmalige 
Ausfuhrumſatz im Verhältnis zum Geſamtmſatz erreicht, 
eins vom Hundert des Beſtands an Steutgutſcheinen 1, 
höchſtens jedoch zehn vom Hundert des Beſtads an Steuer- 
gutſcheinen 1. 


Beiſpiel: 


i 50 000 RM 
Beſtand an Steuergutſcheinen J 5 1 
Geſamtumſatz 1999 1 u 5 u 
Ausfuhrumfa 1939, 9 M. 


Der Ausfuhrumſatz erreicht ſiebenbom Hundert des 
Geſamtumſatzes. 8 

Die erweiterte Bewertungsfreiht beträgt 1 RM 
= 3 b. H. des Beſtands an Steuergutzeinen I). Die Sa 
ſamte Bewertungsfreiheit kann für as Jahr 1939 mi 
11500 RM in Anſpruch genommen wesen (= 20 + 8 vom 
Hundert des Beſtands an Steuergutſcheien Y. 


für die Unternehmer der Ausfuhriduſtrie und für die 
Ben des Ausfuhrhandels gelt! bei der erweiterten 
ewertungsfreiheit die gleichen Vor aus ſetz Fon 
en. Ein Unterſchied befteht lediglö, im Begriff de 
Ausfuhrumſatzes (Hinweis auf Abſchitt 2). 


3. Der Geſamtumſatz, 
4. Die Ausfuhrſteigerung, 
5. Sonderabſchreibung und Gewinnabzug 


Die erweiterte Bewertungsfreiheit ſetzt voraus, daß ein 
Ausfuhrumſatz vorliegt, der in einem beſtimmten Verhältnis 
zum Geſamtumſatz ſteht, oder der gegenüber dem 
Vorjahr geſtiegen iſt. E 

Es werden in den folgenden Ausführungen die Tor: 
ausſetzungen nur inſoweit behandelt, als bisher Zweife! 
bekanntgeworden oder Neuregelungen getroffen ſind. 


2. Der Ausfuhrumſatz 


Die Höhe des Ausfuhrumſatzes und das Verhältnis des 
Ausfuhrumſatzes zum Geſamtumſatz find § 24 Abſatz 2 
NF DV gemäß der Umſatzſteuerveranlagung 
entnehmen. Das Verfahren ſoll dadurch für die Finoss⸗ 
ämter möglichſt vereinfacht werden. 

Der Steuerpflichtige muß einen beſonderen A“trag 
ſtellen, wenn er mit dieſer Feſtſtellung der A ec 
niſſe nicht zufrieden iſt und weitere Ausschrgeſchäfte 
nachweiſen kann. Das Finanzamt muß aus de Begründung 
des Antrags ohne Schwierigkeiten die erf⸗derlichen Vor⸗ 
ausſetzungen erſehen können. a 

Der Steuerpflichtige hat für weitet Ausfuhrgeſchäfte 
den Nachweis zu erbringen. Die det und die Form des 
Nachweiſes find nicht vorgeſchrieben Ausnahme: der Nach⸗ 
wi Nr N 8 N ke age Ausf) rumſätze § 24 Abſatz 4 
Ziffer 3 N gemäß). 8 8 5 

Was ift Ausfuhrumſatz im Sinn der 88 24 bis 26 


5 i Begriffsbeſtimmung unterſchieden 
naeh zischen pe Ausfubrumſatz der Induſtr 10 und 
dem Ausfuhrumſatz des Handels. 

Die Ausfuhrinbuſtrie kann als Ausfuhrumſätze 
geltend machen: 
a) die Ausfubéeumſätze im Sinn der Durchführungs⸗ 
bein 12 Umſatzſteuergeſetz, 
b ttere Ausfuhrgeſchäfte für ausländiſche 
a Rechnung (8 24 Abſatz 3 NS Do), 
e) mittelbare Aus fuhrgeſchäfte (8 24 Abſätze 4 
und 5 NJ DV). 


Zum Ausfuhrumſatz des Ausfuhr handels gehören: 

a) die Ausfuhrumſätze im Sinn der Durchfüheunos 
beſtimmungen zum Umſatzſteuergeſew, 

b) weitere Aus fuhrgeſchäfte für ausländiſche 
Rechnung (8 24 Abſatz 3 NF DV), 

c) die Um'ätze im Tranſithandel. 


Es iſtfür die Anerkennung von Umſätzen als Ausfuhr: 
umſätze nicht als eine beſonde re Vorausſetzung anzu⸗ 
ſehen, daß ie zum Deviſenanfall beigetragen haben müſſen 
Es ſind in Band 15 der Bücherei des Steuerrechts auf 
Seite 118 einige Geſchäftsvorgänge aufgeführt, die zwar 
auch zum deviſenanfall beitragen, aber trotzdem nicht als 
Ausfuhrurſätze gelten. Es zählen anderſeits Umſätze für 
ausländiſck Rechnung auch zum Ausfuhrumſatz, wenn die 
ausländiſckn Abnehmer ihre Rechnung mit Genehmigung 


der Deviſenſtelle mit Sperrmarkguthaben abe · 
gleichen, die ſie in Deutſchland beſitzen. 
Das Merkmal, daß Umſätze zum Depiſenanfall 
beigetragen haben, wird aber entſcheidend ſein für 
weitere Ausfuhrgeſchäfte (§ 24 Abſatz 3 letzter Sat 
NS DO). — 
Die erweiterte Bewertungsfreiheit gilt auch für die 
Steuerpflichtigen, die ihren Wohnſitz oder Sitz in der O ſt⸗ 
mark und in den ſudetendeutſchen Gebieten haben. 
Es iſt für dieſe Steuerpflichtigen die Frage enkſtanden, 
welche Umſätze bei ihnen als Ausfuhrumſätze gelten. Das 
Altreich iſt in einem Teil des Jahrs 1939 für die Oſtmarl 


Ausland geweſen. 

teres der Finanzen vom 
9. Dezember 1939 — 8 2810 = 3 — beſtimmt aus 
Zweckmäßigkeitsgründen, daß die Umnſätze mit Abnehmern 
im Altreich für die erweiterte Bewertullgsfreiheit nicht 
als Ausfuhrumſätze anzuſehen ſind. 76 

Es find, entſprechend dieſer B timmung, auch bei 
Steuerpflichtigen des Altreichs die Umfäße mit Abnehmern 
in der Oſtmark und mit Abnehmern in den ſußekendeutſchen 
e im Jahr 1938 als Ausfuhrumſätze nicht mehr an⸗ 
zuſehen. * 

Es ſind alſo bei der Feſtſtellung des Verhältniſſes des 
Ausfuhrumſatzes zum Geſamtumſatz die bezeichneten Um⸗ 
ſätze heraus zunehmen. 

Mittelbare Ausfuhrgeſchäfte gewerblicher 
Herſteller rechnen § 24 Abſatz 4 NJ DV gemäß zur Aus⸗ 
fuhr, wenn die Abnehmer die gelieferten Gegenſtände aus⸗ 
geführt haben und den Abnehmern wegen dieſer Geſchöfte 
ane Ausfuhrhändlervergütung zuſteht. Die Prüfungen der 
Anträge auf Ausfuhrhändlervergütung erlangen dadurch 
auß Bedeutung für die Bewertungsfreiheit der Vorlieferer. 

„Be gewerblichen Herſteller müſſen § 24 Abſatz 4 Ziffer 3 
NF DV gemäß das Vorliegen der bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen durch Beſcheinigung der Abnehmer 
nachweiſen. Die Abnehmer müſſen über die einzelnen Ge⸗ 
ſchäfte, die auch für ihre Anträge auf Aus fuhrver⸗ 
gütung die Erundlage bilden, demnach ihren Lieferern 
(gewerblichen Herutellern) Beſcheinigungen erteilen. Die 
Beſcheinigungen briuchen nicht bei jeder einzelnen 
Lieferung erteilt zu nerden. Der Runderlaß des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen zom 9. Dezember 1939 — 82810 — 
30 III — läßt auch die Eueilung einer Jahres beſcheini⸗ 
gung zu. Das Verfahren nird dadurch weſentlich verein⸗ 
facht. Die Jahresbeſcheinigung muß allerdings die ein⸗ 
zelnen Lieferungen mit Tag, Gegenſtand und Entgelt er⸗ 
kennen laſſen. 


3. Der Geſamtumſatz 


Der Geſamtumſaz iſt von Bedeutung für die 
Feſtſtellung, 


a) ob der Ausfuhrumſatz 25 vom Hundert des Ge. 
ſamtumſatzes erreicht, oder 

b) in welchem Verhältnis der erſtmalige Ausfuhr⸗ 
umſatz zum Geſamtumſatz ſteht. 


Die Höhe des Geſamtumſatzes iſt leicht zu ermitteln, 
wenn die Unterlagen für die Vorausſetzungen der er. 
weiterten Dewertungsfreiheſt nur aus der Umſatzſteuer⸗ 
Di Ei 5 nd 2 ec werden. 

Eine beſondere Berechnung dog Geſankurnſatzes 
aber erforderlich ſein, wenn der Steuerpflichtige 1 i te 29 
Geſchäfte getätigt hat, als aus der Umſaßzſteuerveran⸗ 
lagung zu entnehmen ſind. Dies iſt immer dain der Fall, 
wenn die weiteren Geſchäfte im Geſamtumſatz nach der 
Umſatzſteuerveranlagung nicht enthalten ſind. Dief weiteren 
Geſchäfte müſſen dann auch zum Geſamtumſatz hinzu⸗ 
gerechnet werden. 

Die Hinzurechnung weiterer Ausfuhr geſcääfte allein 
kann ni cht als ausreichend angeſehen weren. Wenn 
das Verhältnis des Ausfuhrumſatzes zum Ge ſam t umſatz 
maßgebend ſein ſoll, ſo darf nicht nur der Ausuhrumſatz 
im weiteſten Sinn des § 24 NF DW genau feſtgelegt 
werden, ſondern auch der Geſamtumſatz muß in weiteſten 
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Sinn ermittelt werden. f f iſt nicht nur der 
Umſatz im umfagfteuerlichen Sinn, Sondern als Geſamt⸗ 
umſatz iſt die Summe aller vom gewerblichen 
Unternehmer getätigten Geſchäfte anzu⸗ 
ſehen. Es rechnen dazu nicht nur umſatzſteuerpflichtige und 
umſatzſteuerfreie Geſchäfte, ſondern auch alle nicht⸗ 
ſteuerbaren Umſätze. 


Beiſpiel A: 


Ein Unternehmer, der ſeine Betriebſtätte im Freihafen 
Hamburg hat, tätigt nur nicht ſteuerbare Umſätze. Eine 
Umſatzſteuerveranlagung ſindet nicht ſtatt. 

Er tätigt im Jahr 1939 auch Ausfuhrgeſchäfte nach 
Schweden in Höhe von 20 000 RM. Seine anderen nichtſteuer⸗ 
baren Umſätze betragen im Jahr 1939 800 000 RM. 

Der Unternehmer will die erweiterte Bewertungsfreiheit 
in Anſpruch nehmen und weiſt die bezeichneten 20 000 RM 
als weitere Ausfuhrgeſchäfte nach. 


Es kann in dieſem Fall nicht ſo gerechnet werden: 

Umſatz nach Veranlagung. 8 0 RM, 

dazu weitere Ausfuhrgeſchäfte 20 000 RM, 

Geſamtumſatz 20 000 RM. 

Das Verhältnis des Ausfuhrumſatzes zum Geſamtumſatz 
kann nicht mit 100 vom Hundert angenommen werden. 

Der Steuerpflichtige muß bei dem Nachweis weiterer 
N auch die Summe aller Geſchäfte nach⸗ 
weiſen. 


Der Ausfuhrumſatz macht in dieſem Fall nur 2,5 bom 
Hundert des Geſamtumſatzes aus. 


Es iſt in allen ähnlichen Fällen entſprechend zu verfahren. 


Beiſpiel B: 


Ein Unternehmer hat eine Betriebſtätte im Freihafen und 
eine Betriebſtätte im Inland. 


Seine Umſatzveranlagung weiſt aus 


den Geſamtumſatz mit 30 000 RM, 
den Ausfuhrumſatz mir . 20000 RM, 
den ſteuerpflichtigen Ihen mit 10 000 RM. 


Der Unternehmer Ay im 00000 außerdem noch nicht⸗ 
ſteuerbare Umſätze in . e von 00 000. RM getätigt. 
Sein Gejantumfag betragt dann . . 430 000 RM. 


Der Ausfuhrumſag age aur 4,6 vom Hundert des Geſamt⸗ 
umſatzes aus. . 


Der Veranlagangszeitraum für die Veranlagung der 
Umſatzſteuer iſt 8 11 USt® gemäß das Kalenderjahr. 
Bei der erweiteren Bewertungsfreiheit der Ausfuhrunter⸗ 
nehmen ſind de Ausfuhrumſatz und das Verhältnis des 
Ausfuhrumjage zum Geſamtumſatz des Kalenderjahrs 
maßgebend. 


Es entitien Schwierigkeiten, wenn ein Steuerpflich⸗ 
liger ein Wirſchaftsjahr führt, das vom gakeu de 17 
jahr abweſcht. Es iſt durch den Runderlaß vom 
29. April 1939 — 8 2801 — 21 III — beſtimmt worden, daß 
in dieſen Fällenfür die Umſatzverhältniſſe das Kalenderjahr 
maßgebend ſein oll, in dem das Wirtſchaftsjahr endet. 


Diele Beſtumung iſt nicht ausreichend geweſen. 
Sie hat zur Fole, daß Steuerpflichtige, eren Mielich. 
jahr im Anfa eines Kalenderjahrs endet, mit der Auf⸗ 
ſtellung ihrer Steerbilang bis zum Ablauf des Kalender: 
jahrs warten jüſſen. Sie können erſt nach Ablauf des 
Kalenderjahrs diezuläſſige Höhe der Sonderabſchreibungen 
auf Grund der 2wertungsfreiheit ermittela und danach 
die Bilanzanſätze Ir die Wirtſchaftsgüter des betrieblichen 
Anlagevermögens zrnehmen. Sie können aber auch ihre 
Handelsbilanz nich früher aufſtellen, weil § 22 N DV 
I die onder in der Handelsbilanz die 
Höchſtgrenzen für di Sonderabſchrei i 
A abnehe ſchreibungen in der Steuer⸗ 


Dieſe Verzögerug in der Aufſtellung der Bi en i 
unerwünſcht und füh zu. Shioftrigteiken. gl 
eine Abänderung derBeitimmung erforderlich geweſen. Es 
wird durch den Rundchaß vom 9. Dezember 1939 — 52810 
— 30 III — beſtimmt, aß für die Ermittlung der Aus fuhr⸗ 
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umſätze und ihres Verhältniſſes zum Geſamtumſatz der Um⸗ 
fat des Kalenderjahrs maßgebend iſt: 


a) in dem das Wirtſchaftsjahr endet, wenn der Abſchluß 
des Wirtſchaftsjahrs in die Zeit vom 1. Oktober bis 
31. Dezember fällt, 

b) in dem das Wirtſchaftsjahr beginnt, wenn der Ab⸗ 
ſchluß des Wirtſchaftsjahrs in die Zeit vom 1. Januar 
bis 30. September fällt. 


Dieſe Beſtimmung beſchränkt die Verzögerung in der 
Aufſtellung der Bilanzen auf höchſtens ein Vierteljahr. 

Die Umſatzverhältniſſe des Kalenderjahrs 1939 geben 
alſo die Unterlage für alle Wirtſchaftsjahre, die in der Zeit 
vom 1. Oktober 1939 bis 31. Dezember 1939 abgeſchloſſen 
werden. In allen anderen Fällen ſind die Umſatzverhältniſſe 
des Kalenderjahrs 1937 maßgebend. 


4. Die Ausfuhrſteigerung 


Die erweiterte Bewertungsfreiheit auf Grund einer 
Ausfuhrſteigerung geht vom Vergleich des Aus⸗ 
fuhrumſatzes eines Kalenderjahrs mit dem Ausfuhrumſatz 
des Vorjahrs aus. 

Der Ausfuhrumſatz des Kalenderjahrs 1939 wird mit 
dem Ausfuhrumſatz des Kalenderjahrs 1938 verglichen, 
wenn der Abſchluß des Wirtſchaftsjahrs in die Zeit vom 
1. Oktober 1939 bis 31. Dezember 1939 erfolgt. In allen 
anderen Fällen muß der Ausfuhrumſatz des Kalenderjahrs 
1938 mit dem Ausfuhrumſatz des Kalenderjahrs 1937 ver⸗ 
glichen werden. 

Wenn ein Unternehmen im Vorjahr nur in einem 
Teil des Jahres beſtanden hat, muß der Ausfuhrumſatz 
des Vorjahrs in den Monaten des Betriebsbeſtehens auf 
ein Jahresergebnis umgerechnet werden. Wenn ein 
Unternehmen den Betriebsinhaber gewechſelt 
hat, oder wenn eine Kapitalgeſellſchaſt umgewandelt worden 
iſt, beſtehen keine Bedenken, den Ausfuhrumſatz des Vor⸗ 
jahrs zum Vergleich zuzulaſſen. Es iſt entſprechend zu ver⸗ 
fahren, wenn ein Unternehmen aufgeteilt worden iſt, 
oder wenn mehrere Unternehmen zuſammengelegt 
worden ſind. ’ 

Die Ausführungen in Abſchnitt 2 über die Ausfuhr 
nach der Oſtmark und nach den ſudetendeutſchen Gebieten 
und über die Ausfuhr aus dieſen Gebieten nach dem Altreich 
ſind auch bei der Ausfuhrſteigerung zu beachten. Es muß 
alſo auch bei dem Ausfuhrumſatz des Vorjahrs die Heraus⸗ 
rechnung der Ausfuhrumſätze in die Oſtmark und in die 
ſudetendeutſchen Gebiete oder in das Altreich vorgenommen 
werden, weil der Vergleich nur auf Grund gleicher Ver⸗ 
hältniſſe geſchehen kann. ü 

Der Begriff der ausländiſchen Abnehmer im Sinn des 
Umſatzſteuergeſetzes iſt durch $ 23 USt DB 1938 erheblich 
enger gefaßt worden. Ausländiſche Abnehmer ſind für die 
Zeit ab 1. Januar 1939 nur noch die Abnehmer, die ihren 
Wohnſitz oder ihren Sitz außerhalb des Reichs⸗ 
gebiets haben. Abnehmer im Zreihafengebiet gelten 
nicht mehr als ausländiſche Abnehmer. Dieſe Anderung hat 
zur Folge, doß der Umſatz mit Abnehmern im Freihafen⸗ 
gebiet im Kalenderjahr 1939 als Ausfuhrumſatz wegfällt. 
Er iſt dagegen im Kalenderjahr 1938 noch als Ausfuhr⸗ 
umſatz enthalten. Der Vergleich des Ausfuhrumſatzes 1939 
mit dem Ausfuhrumſatz 1938 wird dadurch zuungunſten 
des Steuerpflichtigen beeinträchtigt. Es wäre unbillig, dieſe 
ungleichen Verhältniſſe bei der erweiterten Bewertungs⸗ 
reiheit zugrunde zu legen. 2 

Es ſind deshalb für beide Vergleichsjahre die gleichen 
Verhältniſſe dadurch zu ſchaffen, daß der Ausfuhrumſatz des 
Kalenderjahrs 1938 auf der gleichen Grundlage wie der 
Ausfuhrumſatz des Kalenderjahrs 1939 feſtgeſtellt wird. Die 
erforderlichen Unterlagen müſſen vom Steuerpflichtigen ge⸗ 
geben werden. 

Die Erweiterung der Bewertungsfreiheit auf Grund 
der 88 25 und 26 Abſatz 3 NF DO fordert als Voraus⸗ 
ſetzung nur die Erhöhung des Ausfuhrumſatzes von einem 
Jahr zum folgenden Jahr. Die Höhe der Erweiterung iſt 
nur abhängig von dem Grad der Ausfuhrſteigerung und 
von dem Beſtand on Steuerautſcheinen. Die Höhe des Aus⸗ 


fuhrumſatzes ſelbſt und das Verhältnis des Ausfuhrumſatzes 
zum Geſamtumſatz ſind belanglos. 

Dieſe geringen Bindungen können in Einzelfällen dazu 
führen, daß die erweiterte Bewertungsfreiheit bei einer 
zahlenmäßig geringen Steigerung des Ausfuhr⸗ 
umſatzes in einem Maß gewährt wird, das zu der tatſäch⸗ 
lichen Erhöhung der Ausfuhr nicht im Verhältnis ſteht. 


Beiſpiel: 

Beſtand an Steuergutſcheinen I. 

Geſamtumſatz im Jahr 1939 

Ausfuhrumſatz im Jahr 1939. . 1500 RM, 

Ausfuhrumſatz im Jahr 19388. 1000 RM. 

Der Ausfuhrumſatz iſt danach im Verhältnis zum Ge⸗ 
ſamtumſatz ſehr gering. Er iſt im Jahr 1939 gegenüber dem 
Jahr 1938 nur um 500 RM geſtiegen. 

Die Steigerung macht aber 50 v. H. aus. Der Steuer⸗ 
pflichtige könnte auf Grund des Steuergutſcheinbeſtands die 
Bewertungsfreiheit in Höhe von 20 000 RM beanſpruchen. 
Die Bewertungsfreiheit würde dann auf Grund der Ausfuhr⸗ 
ſteigerung zu erweitern fein um 10000 RM. 

Die Erweiterung um 10000 RM ftellt eine Gewinn⸗ 
minderung um 10 000 RM und eine Steuererſparung bis zu 
65 v. H. leinſchließlich Gewerbeſteuer) dar. Dieſe Steuer⸗ 
erſparung iſt bei einer Ausfuhrſteigerung um nur 500 RM 
nicht zu rechtfertigen. 


Der RdF-Erlak vom 9. Dezember 1939 — 82810 — 
80 III — beſtimmt deshalb, daß die erweiterte Bewertungs⸗ 
freiheit und der Gewinnabzug auf Grund der lusfuhr⸗ 
ſteigerung höchſtens bis zu dem Betrag gewährt werden 
kann, der der Ausfuhrſteigerung zahlenmäßig enk⸗ 
ſpricht. 

Der Steuerpflichtige kann danach im obigen Beiſpiel 
die Bewertungsfreiheit in einer Geſamthöhe von 20 500 RM 
(20 000 + 500) beanſpruchen. 

Eine gleiche oder ähnliche Beſchränkung der erweiterten 
Bewertungsfreiheit auf Grund eines erſtmaligen Aus⸗ 
fuhrumſatzes iſt nicht erforderlich. Der erſtmalige Ausfuhr⸗ 
umſatz muß in einem beſtimmten Verhältnis zum Geſamt⸗ 
umſatz ſtehen und findet deshalb darin die gleiche Beſchrän⸗ 
kung wie die erweiterte Bewertungsfreiheit § 3 Abſatz 5 
N gemäß. 


5. Sonderabſchreibung und Gewinnabzug 


Die Bewertungsfreiheit und die erweiterte Bewertungs⸗ 
freiheit geben dem Steuerpflichtigen das Recht, im geſetzlich 
feſtgelegten Rahmen Sonderabſchreibungen vor⸗ 
zunehmen. Die Sonderabſchreibungen können auf alle ab⸗ 
nutzbaren Wirtſchaftsgüter des betrieblichen Anlagever⸗ 
mögens vorgenommen werden. Dieſes Recht iſt für Aus⸗ 
fuhrinduſtrie und Ausfuhrhandel gleich. 

Der Ausfuhrhandel hat jedoch erfahrungsgemäß in 
feinem Betrieb weſentlich weniger abnusbare Wirtſchafts⸗ 
güter des Anlagevermögens als die Ausfuhrinduſtrie. Es 
wird deshalb oft der Fall ſein, daß ein Ausfuhrhändler die 
erweiterte Bewertungsfreiheit nicht oder nicht voll aus⸗ 
nutzen kann, weil ihm die Abſchreibungsmög⸗ 
lichkeit fehlt. 

Die Beſtinmung des $ 26 Abſatz 2 NF DV gibt dem 
Ausfuhrhandel aus dieſem Grund das Recht, an Stelle 
der zuſätzlich zuſtehenden Bewertungsfreiheit einen Ab⸗ 
zug vom Gewinn vorzunehmen. — 


Es iſt dazu zu beachten: \ 
a) daß der Gewinnabzug nur an die Stelle der zuſätzlich 
zuſtehenden (erweiterten) Bewertungsfreiheit tritt; . 
b) daß der Gewinnabzug nur beanſprucht werden kann, 
ſoweit Unternehmer des Ausfuhrhandels von der 
erweiterten Bewertungsfreiheit nicht 
Gebrauch machen können; 
c) daß der Gewinnabzug außerhalb der Bilanz 
vorzunehmen iſt. 
8 26 Abſatz 2 letzter Satz NF DV hat Anlaß zu der 
Frage gegeben, ob der Gewinnabzug ſtets volle 10 b. ch. 
des Beſtands an Steuergutſcheinen T beträgt. 


100 000 RM, 
10 000 000 RM, 


8. 8 


Die Frage iſt zu verneinen. Es geht aus den Beſtim⸗ 
mungen des § 26 Abſatz 2 NF DV klar hervor, daß der 
Gewinnabzug nur an die Stelle der erweiterten Bewer⸗ 
tungsfreiheit treten ſoll, ſoweit der Steuerpflichtige Son⸗ 
derabſchreibungen nicht vornehmen kann. Der Rahmen für 
die Sonderabſchreibungen wird durch § 3 Abſätze 1, 4 und 5 
9 1 Die feſtgeſetzte Höhe darf nicht überſchritten 
werden. 


Die Beſtimmung des $ 26 Abſatz 2 letzter Satz NF D 
iſt deshalb in dem Sinn anzuwenden, daß der Abzug bis 
zu 10 v. H. des Beſtands an Steuergutſcheinen I beträgt. 


Es iſt außerdem klarzuſtellen, daß der Ausfuhrhändler 
nicht ein Wahlrecht hat, ob er Sonderabſchreibungen 
vornehmen oder ob er vom Gewinnabzug Gebrauch machen 
will. Er muß die Möglichkeit zu Sonder- 
abſchreibungen voll ausnutzen und darf erſt danach 
einen Gewinnabzug vornehmen. 


Es ſind dabei drei Fälle möglich: 


Erſter Fall: 


Der Geſamtbetrag der abnutzbaren Wirtſchaftsgüter 
des Anlagevermögens überſteigt den Geſamtbetrag der Be⸗ 
wertungsfreiheit und der erweiterten Bewertungsfreiheit. 
Der Steuerpflichtige darf nur Sonderabſchrei⸗ 
bungen machen. 


Zweiter Fall: 


Der Geſamtbetrag der abnutzbaren Wirtſchaftsgüter des 
Anlagevermögens überſteigt zwar die Bewertungsfreiheit, 
aber nicht die erweiterte Bewertungsfreiheit. Der Steuer⸗ 
pflichtige muß die abnutzbaren Wirtſchaftsgüter voll ab⸗ 
ſchreiben und darf für den Reſt der erweiterten Be⸗ 
wertungsfreiheit den Gewinnabzug vornehmen. 


\ 


Deutsche Steuer-Zeltung und Wirtschaftlicher Beobachter 29. Jahrg. / Nr. 1 


6. Januar 1940 


Dritter Fall: 


Der Geſamtbetrag der abnutzbaren Wirtſchaftsgüter des 
Anlagevermögens erreicht noch nicht den Betrag der Be⸗ 
wertungsfreiheit. 

Der Steuerpflichtige muß die abnutzbaren Wirtſchafts⸗ 
güter voll abſchreiben und darf für die er⸗ 
weiterte Bewertungsfreiheit den Gewinn⸗ 
abzug vornehmen. 


Beifpiel: 
Ein Ausfuhrhändler hat Anſpruch auf die Bes 


wertungsfreiheit in Höhe von . 20 000 MM 


un 
auf die erweiterte Bemertungsfreiheit in Höhe von 10 000 RM, 


zuſammen 80.000 RM. 
Erfter Fall: 

Die abnutzbaren Wirtſchaftsgüter des Anlagevermögens 
betragen 50 000 RM. Der Steuerpflichtige darf nur Son⸗ 
derabſchreibungen bis zur Höhe von 30000 RM machen 
(kein Gewinnabzug). 


Zweiter Fall: 

Die abnutzbaren Wirtſchaftsgüter des Anlagevermögens 
betragen 25000 RM. Der Steuerpflichtige muß Sonder⸗ 
abſchreibungen in Höhe von 25000 RM machen und kann 
einen Gewinnabzug in Höhe von 5000 RM vornehmen. 


Dritter Fall: 


Die abnutzbaren Wirtſchaftsgüter des Anlagevermögens 
betragen 15 000 RM. Der Steuerpflichtige muß Sonder⸗ 
abſchreibungen in Höhe von 15000 RM machen und kann 
einen Gewinnabzug nur in Höhe von 10000 RM vor: 
nehmen. 

Der Steuerpflichtige kann die Bewertungsfreiheit hin⸗ 
ſichtlich der reſtlichen 5000 RM nicht ausnutzen. 


Die Rechtsprechung des Reichsfinanzhofs 
zum Steuerfreien Sanierungsgewinn Von Reglerungsassessor Decker, Zittau 


Inhalt: 


— 


. Begriff des Sanierungsgewinns, 

. Steuerfreiheit des Sanierungsgewinns, 
3. Vorausſetzungen der Steuerfreiheit 

a) Schulderlaß, 


do 


1. Begriff des Sanierungsgewinns 


Eine Begriffsbeſtimmung des Sanierungsgewinns iſt 
weder im Einkommenſteuergeſetz noch im Körperſchaftſteuer⸗ 
geſetz gegeben. Nach der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs 
find unter Sanierung Maßnahmen zu verſtehen, die die 
finanzielle Geſundung eines notleidenden Unternehmens 
bezwecken, alſo Maßnahmen, die geeignet ſind, ein Unter⸗ 
nehmen vor dem Zuſammenbruch zu bewahren und wieder 
ertragsfähig zu machen (RFHS-Urteil vom 2. März 1937, 
R Stel 1937 S. 626). Die zur finanziellen Geſundung eines 
Unternehmens ergriffenen Maßnahmen beſtehen in den 
meiſten Fällen in einem Schulderlaß. Der Schulderlaß führt 
zu einem buchmäßigen Gewinn. Dieſer Gewinn iſt der 
typiſche Sanierungsgewinn im Sinn der hier behandelten 
Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs. Der Begriff „Sanie⸗ 
rungsgewinn“ läßt ſich alſo dahin beſtimmen: Sante- 
rungsgewinn iſt ein Gewinn, der dadurch 
entſteht, daß einem notleidenden Unter: 
nehmen Schulden erlaſſen werden, um es 
vor dem Zuſammenbruch zu bewahren und 
wieder ertragsfähig zu machen. 


2. Steuerfreiheit des Sanierungsgewinns 


Die Freiſtellung des Sanierungsgewinns von der Ein⸗ 
kommenſteuer und Körverſchaftſteuer hat den Zweck, die 


b) Sanierungszweck, 
c) Sanierungsbebürftigkeit, 
4. Umfang der Steuerfreiheit 
a) Sanierungsgewinn, Verluſtausgleich und Verluſtvortrag, 
b) Rückzahlung im Sanierungsweg erlaſſener Schulden. 


Sanierung des Unternehmens ſteuerlich zu unterſtützen. Die 
Mittel zur Sanierung ſollen dem Unternehmen nicht durch 
Beſteuerung des Sanierungsgewinns zum Teil wieder ent- 
zogen werden. 


Die Steuerfreiheit des Sanierungsgewinns wurde 
damit begründet, daß der Schulderlaß zum Zweck der Sanie⸗ 
rung gewiſſermaßen ein betriebsfremder Vor⸗ 
gang ſei. Er ſei eine dem Geſchäftsinhaber 
perſönlich gemachte Zuwendung, die als Ein⸗ 
lage in das Geſchäft verwandt werde (Urteil vom 12. De⸗ 
zember 1928, RStBl 1929 S. 86). Die Begründung trifft 
indeſſen nur für das Einkommenſteuerrecht zu. Im Körper⸗ 
ſchaftſteuerrecht gibt es grundſätzlich keine betriebsfremden 
Vorgänge. Für das Körperſchaftſteuerrecht bedurfte es einer 
ausdrücklichen geſetzlichen Vorſchrift, die den Sanierungs⸗ 
gewinn freiſtellte: $ 11 Ziffer 4 KStG 1934 beſtimmt, daß 
bei Ermittlung des Einkommens Vermögensvermehrungen 
abzuziehen ſind, die dadurch entſtehen, daß Schulden zum 
Zweck der Sanierung ganz oder teilweiſe erlaſſen werden. 
Neuere Urteile des Reichsfinanzhofs wenden § 11 Ziffer 4 
KStG auch auf das Einkommenſteuerrecht an. Das wird 
damit begründet, daß § 11 Ziffer 4 KStcz die Frage des 
Sanierungsgewinns jetzt einheitlich geregelt habe (Urteil 
vom 14. November 1938, RStBl 1939 S. 117, Urteil vom 
12. Oktober 1938, RStBl 1939 S. 86, Urteil vom 30. März 
1938. RStBl 1988 S. 629). 
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3. Vorausſetzungen der Steuerfreiheit 


Die Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs hat im weſent⸗ 
lichen drei Vorausſetzungen für die Anerkennung eines 
ſteuerfreien Sanierungsgewinns herausgeſtellt: 


a) Schulderlaß 


Vorausſetzung eines ſteuerfreien Sanierungsgewinns 
iſt zunächſt ein Schulderlaß. In § 11 Ziffer 4 KStG 
iſt das ausgedrückt mit den Worten: „Vermögensvermeh⸗ 
rungen, die dadurch entſtehen, daß Schulden 
— — erlaſſen werden.“ Ein Sanierungsgewinn liegt 
daher nicht vor, wenn ein Unternehmer als Erſatz für aus⸗ 
gefallene Forderungen Zuſchüſſe erhält. So hat der Reichs⸗ 
[inanabof den Sanierungsgewinn in einem Fall verneint, in 
em ein Unternehmer im Rahmen einer Stützungsaktion 
als Erſatz für ausgefallene Forderungen einen Reichszuſchuß 
erhielt (Urteil vom 14. November 1938, RStBl 1939 S. 117). 

Ein Schulderlaß liegt auch nicht vor, wenn ein Unter⸗ 
nehmen Zinserſparniſſe macht, weil ihm bei einer früheren 
Sanierung die auf die verbliebenen Reſtſchulden künftig zu 
entrichtenden Zinſen ermäßigt wurden. Die Zinserſparniſſe 
dürfen in den ſpäteren Jahren, in denen die Zinſen ſonſt in 
voller Höhe fällig geworden wären, nicht als Sanierungs. 
gewinn abgeſetzt werden (Urteil vom 21. Dezember 1937, 
RSt Bl 1938 S. 239). Soweit die Zinsermäßigung reicht, 
find Zinsſchulden in den ſpäteren Jahren nicht mehr ent- 
ſtanden. Überhaupt nicht entſtandene Schulden können aber 
nicht erlaſſen werden. Ein Schulderlaß und ein Sanierungs- 
gewinn ſcheiden deshalb aus. 


b) Sanierungszweck 


Die zweite Vorausſetzung für die Anerkennung eines 
ſteuerfreien Sanierungsgewinns iſt, daß die Schulden zu m 
Zweck der Sanieru ng erlaſſen worden find (Urteil 
vom 2. März 1937, RStBl 1937 S. 626). Auch dieſe Vor⸗ 
ausſetzung iſt ausdrücklich in die Faſſung des § 11 Ziffer 4 
KStG übernommen. Es heißt dort: „Vermögensvermeh⸗ 
rungen, die dadurch entſtehen, daß Schulden zum Zweck 
der Sanierung — — erlaſſen werden.“ Es muß beim 
Gläubiger maßgebend das Motiv mitgewirkt haben, daß der 
Schuldner durch den Erlaß in den Stand geſetzt werden ſoll, 
wirtſchaftlich weiter zu beſtehen (Urteil vom 30. März 1988, 
RStBl 1938 ©. 629). 
Der Sanierungszweck wird ohne weiteres anzuerkennen 
wenn die Gläubiger durch allgemeinen Akkord ganz 
oder teilweiſe auf ihre Forderungen verzichten (Urteil vom 
2. März 1937, RStBl 1937 S. 626). Werden Schulden 
dagegen nur von einem oder einzelnen Gläubigern erlaſſen, 
dann muß der Sanierungszweck im Einzelfall geprüft wer⸗ 
den. Oft verzichtet ein Gläubiger nicht auf ſeine Forderung, 
um den Schuldner zu ſanieren, ſondern um den Reſt ſeiner 
orderung ſchneller herein zu bekommen. In derartigen 
Fällen kann ein Sanierungsgewinn nicht anerkannt werden. 
So hat der Reichsfinanzhof den Sanierungsgewinn in einem 
all verneint, in dem der Gläubiger erklärte, er habe auf 
einen Teil ſeiner Schuld verzichtet, um die vom Schuldner 
angebotene Barzahlung zu erhalten. Er habe dabei weniger 
an eine Sanierung des Schuldners als an eine baldige Be⸗ 
friedigung ſeiner eigenen Gläubiger gedacht. Nach dieſer 
Erklärung muß man annehmen, daß es dem Gläubiger auf 
eine Sanierung des Schuldners nicht maßgebend angekom⸗ 
men iſt. Es kann daher auch nicht mehr von einem Sanie⸗ 
rungsgewinn geſprochen werden (Urteil vom 5. Oktober 
1939, RStBl 1939, S. 86). 

Ter Sanierungszweck iſt auch bei Aufhebung von Ge⸗ 
ſchäftsabſchlüſſen verneint worden. Ein Unternehmer hatte 
durch Rundſchreiben erreicht, daß verſchiedene Firmen von 
ihren Lieferungsverträgen mit ihm zurücktraten. Er hatte 
dann den durch den Rücktritt vermiedenen Schaden bei Be⸗ 
rechnung ſeines Einkommens als Sanierungsgewinn ab⸗ 
geſetzt. Der Reichsfinanzhof hat in dem Rücktritt nur ein 
einfaches geſchäftliches Entgegenkommen erblickt. Das Ver⸗ 
dalten der Gläubiger beruhe auf der Erwägung, daß es 
unbillig erſcheine, auch bei erheblich veränderter Marktlage 
auf der Erfüllung feſt abgeſchloſſener Verträge zu beſtehen 
(Urteil vam 10. Dezember 1930. RSt ul 1931 S. 195) 
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Ein Sanierungszweck kann im Körperſchaft⸗ 
ſteuerrecht nicht mehr anerkannt werden, wenn das 
Unternehmen offenſichtlich nicht mehr janiert werden kann. 
Das iſt einmal der Fall, wenn der Schulderlaß bei einem 
Unternehmen erfolgt, das ſich aufgelöſt hat und ſich im Zu⸗ 
ſtand der Abwicklung befindet. Das iſt weiter aber auch 
dann anzunehmen, wenn das Unternehmen zur Zeit des 
Schulderlaſſes bereits liquidationsreif iſt und alsbald nach 
dem Erlaß ſeine Auflöſung beſchließt (Urteil vom 20. Juli 
1937, RStBl 1938 S. 44). Nur ſolche Unternehmen ſollen 
die Steuervergünſtigung genießen, die für die Volkswirt⸗ 
ſchaft weiterarbeiten. 

Im Einkommenſteuerrecht hat der Reichs⸗ 
finanzhof den Sanierungszweck noch anerkannt, wenn der 
Gläubigerverzicht dem Schuldner ermöglichen fol, ſeinen 
Betrieb ſchuldenfrei zu liquidieren (Urteil vom 16. Dezem⸗ 
ber 1936, RStBl 1937 S. 436). In der Einkommenſteuer iſt 
das Unternehmen eines Gewerbetreibenden nicht ſelbſtändige 
Steuerperſon, ſondern nur Maßſtab für die Bemeſſung des 
Einkommens. Durch den Schulderlaß wird hier nicht der 
Betrieb, ſondern der Inhaber des Betriebs ſaniert. Mit der N 
Auflöſung des Betriebs fällt nicht wie im Körperſchaftſteuer⸗ 
recht die Sanierungsmöglichkeit fort, ſondern ſie bleibt in 
der Perſon des Unternehmers beſtehen. Es ſoll dieſem nach 
Aufgabe ſeines Betriebs nicht jedes andere wirtſchaftliche 
Daſein durch den Fortbeſtand der alten Schulden unmöglich 
gemacht werden. 


e) Sanierungsbedürftigkeit 

Eine Sanierung kann nur dann ſteuerlich anerkannt 
werden, wenn der Schuldner auch janierun 98 
bedürftig geweſen iſt. Die Sanierungsbedürftigkeit 
iſt nicht ausdrücklich im § 11 Ziffer 4 KStG; erwähnt. Der 
Reichsfinanzhof bezeichnet ſie aber als ſelbſtverſtändliche 
weitere Vorausſetzung (Urteil vom 30. März 1938, RStBl 
1938 S. 629). 


Sanierungsbedürftigkeit kann ohne weiteres angenom⸗ 
men werden, wenn die Gläubiger eines Unternehmens durch 
allgemeinen Akkord ganz oder teilweiſe auf ihre Jorde⸗ 
rungen verzichten (Urteil vom 2. März 1937, RStBl 1937 
S. 626). Ein allgemeiner Akkord wird kaum zuſtande 
kommen, wenn der Schuldner nicht wirklich ſanierungs⸗ 
bedürftig iſt. Werden dagegen Schulden nur von einem 
oder einzelnen Gläubigern erlaffen, dann iſt die Sanierungs⸗ 
bedürftigkeit zu prüfen (Urteil vom 2. März 1937, RStYL 
1937 S. 626). Die Prüfung der Sanierungsbedürftigkeit 
ſoll aber nicht zu eng gehandhabt werden (Urteil vom 
30. März 1938. RStBl 1938 S. 629). Entſcheidend iſt, ob 
der Gläubiger nach der ganzen Sachlage damit rechnen muß, 
daß der Schulderlaß notwendig iſt, um dem Schuldner das 
weitere wirtſchaftliche Beſtehen zu ermöglichen. Der Mangel 
der Sanierungsbedürftigkeit wird meiſt nur dann von Be⸗ 
deutung ſein, wenn der Gläubiger ſich entweder über 
wichtige Umſtände geirrt oder wenn er wirtſchaftlich un⸗ 
richtig geurteilt hat. In der Regel wird der Gläubiger die 
Lage des Schuldners eher zu günſtig beurteilen. 

Sollte die Sanierungsbedürftigkeit ausnahmsweiſe 
genauerer Prüfung bedürfen, dann iſt nach den vom Reichs⸗ 
ftmzhof im Urteil vom 23. März 1938 (RStBl 1998 
S. 566) aufgeſtellten Richtlinien zu verfahren. über die 
Sanierungsbedürftigkeit kann nicht lediglich danach ent⸗ 
ſchieden werden, ob der Betrieb noch einen Überſchuß ab- 
warf und verhältnismäßig hohe Umſätze erzielte. Es kommt 
auf die Liquidität und die Rentabilität des Be⸗ 
triebes an. Die Liquidität des Betriebes hängt nicht nur 
von dem Verhältnis der augenblicklich flüſſigen Mittel zu 
den kurzfriſtigen Schulden ab. Es müſſen auch die in 
nächſter Zeit zu erwartenden Ausgaben und fälligen Ver⸗ 
bindlichkeiten mit den zu erwartenden Einnahmen und der 
Berkäuflichkeit des vorhandenen Warenbeſtandes verglichen 
werden. Die Rentabilität erfordert eine Prüfung der 
Bilanzen und der Gewinn⸗ und Verluſtrechnungen der 
letzten Jahre. Es muß ferner klargeſtellt werden, wie der 
Betrieb ohne Entgegenkommen der Gläubiger in Zukunft 
gearbeitet hätte, ob er aus eigener Kraft imſtande geweſen 
wäre, die ſeinen Verbindlichkeiten entſprechenden Erträge 
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zu erzielen. Ergibt ſich fo, daß dem Unternehmen ohne 
Schulderlaß eine ertragreiche Weiterführung des Betriebs 
unmöglich war, dann liegt Sanierungsbedürftigkeit vor. 

Manchmal verpflichten ſich Unternehmen durch Inter⸗ 
eſſenvertrag zur gegenſeitigen Deckung und gemeinſamen 
Tragung ihrer Verluſte. Ein Unternehmen, das einen 
ſolchen Rechtsanſpruch auf Deckung ſeiner Verluſte hat, 
braucht nicht ſaniert zu werden (Urteil vom 27. Februar 
1934, RStBl 1934 S. 634). Die Sanierungsbedürftigkeit 
iſt in dieſem Fall zu verneinen. 

Bei Beurteilung der Sanierungsbedürftigkeit kommt 
es im weſentlichen auf die Lage des Betriebs im Zeit ⸗ 
punkt der Sanierung an (Urteil vom 23. März 
1938, RStBl 1938 S. 566). Die Sanierungsbedürftigkeit 
kann nicht mit der wirtſchaftlichen Lage des Unternehmens 
in früheren Jahren begründet werden. Wie das Unter⸗ 
nehmen in früheren Jahren gearbeitet hat, iſt nur inſofern 
von Bedeutung, als daraus Rückſchlüſſe auf ſeine Lage im 
Zeitpunkt der Sanierung gezogen werden können. 


4. Umfang der Steuerfreiheit 


a) Sanjierungsgewinn, Verluſtausgleich, 
Verluſtvortrag 


Die Steuerfreiheit des Sanierungsgewinns bedeutet 
nicht, daß auch der durch die Sanierung beſeitigte Verluſt 
beſtehen bleibt. Soweit die Sanierung reicht, iſt ein Ver⸗ 
luſt beſeitigt. Es kann daher kein Ver lu ſtaus gleich 
mit anderen Einkünften mehr ſtattfinden. Ebenſo iſt ein 
Verluſtvortrag ausgeſchloſſen, wenn der Ver⸗ 
luſt bereits durch eine frühere Sanierung gedeckt iſt (Urteil 
vom 21. Oktober 1931, RStBl 1932 ©. 160). Es würde dem 
Ausgleichsgedanken des Verluſtvortrags widerſprechen, ihn 
dort noch zuzulaſſen, wo der Schuldner den Verluſt über⸗ 
haupt nicht mehr trägt. 


b) Nückzahlung im Sanierungsweg e er⸗ 
laſſener Schulden 

5 Die Kehrſeite der Steuerfreiheit des Sanierungsgewinns 
iſt, daß die ſpätere Rückzahlung der erlaſſe⸗ 
nen Schulden den ſteuer pflichtigen Gewinn 
nicht mindert. Es kommt vor, daß zur Herſtellung 
des geſchäftlichen Anſehens und im Intereſſe des Kredits die 
erlaſſenen Schulden ſpäter doch noch zurückgezahlt werden. 
Die Bezahlung der Schulden iſt dann keine Betriebs⸗ 
ausgabe, ebenſo wie der frühere Erlaß der Schulden ſich 
nicht als Betriebseinnahme darſtellte. Wie der frühere Er⸗ 
laß eine außerbetriebliche Zuwendung an den Geſchäfts⸗ 
inhaber iſt, ſo iſt die jetzige Bezahlung eine außerbetrieb⸗ 
liche Entnahme (Urteil vom 10. Auguſt 1931, RStBl 1931 
S. 894). Dieſe Begründung iſt zwar nur auf das Ein⸗ 
kommenſteuerrecht abgeſtellt, da es im Körperſchaftſteuer⸗ 
recht grundſätzlich keine betriebsfremden Vorgänge gibt. 
Auch für das Körperſchaftſteuerrecht gilt aber die Er⸗ 
wägung, daß die ſpätere Bezahlung der Schulden den Ge⸗ 
winn nicht mindern darf, wenn der frühere Erlaß den Be⸗ 
winn nicht erhöht hat. 

In manchen Fällen ſtellen die Geſchäftsinhaber ihren 
Gläubigern ſogenannte Beſſerungsſcheine aus. Tas 
Weſen der Beſſerungsſcheine beſteht darin, daß ſie eine 
Schuld darſtellen, die lediglich aus dem Gewinn zu be⸗ 
ſtreiten iſt. Die Gläubiger verzichten zur Wiedergeſundung 
des Betriebs auf ihre urſprüngliche feſte Schuld, die durch 
eine in ihrem Weſen ganz anders geartete Gewinnbeteili⸗ 
gungslaſt erſetzt wird. Die alte Schuld wird in den Bilan⸗ 
zen nicht mehr geführt. Der ſich daraus ergebende Gewinn 
iſt, wenn der Verzicht im Rahmen einer allgemeinen Sanie⸗ 
rung des Betriebs liegt, als Sanierungsgewinn ſteuerfrei. 
Umgekehrt können dann aber auch die ſpäteren Zahlungen 
auf die Beſſerungsſcheine den Gewinn nicht mindern (Urteil 
vom 15. Februar 1933, RStBl 1933 S. 734). 


Fertigungsgemeinkosten und Herstellungskosten 


Von Oberregierungsrat Dr. Knol, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Oberregierungsrat Dr. Klimmer führt in feinem 
Aufſatz „Fehler in früheren Bilanzen mit 
ſteuerlicher Wirkung“ (DStzg 1939 Nr. 49) unter 
Ga aus: 

„Die Fertigungsgemeinkoſten konnten früher bei der 
Bewertung unberückſichtigt bleiben (R StBl 1931 S. 307). 
Seit dem Einkommenſteuergeſetz 1934 ſind dieſe Koſten 
aber zu den Herſtellungskoſten zu rechnen und waren 
deshalb in die Schlußbilanz 1934 einzuſtellen. Der 
Reichsfinanzhof läßt jedoch im Hinblick auf SI StAnpch 
die Einſtellung in die Anfangsbilanz 1934 zu. Es 
würde ſonſt ein Gewinn verſteuert, der im Jahre 1934 
nicht erzielt worden iſt. Die Bilanz vom 1. Januar 1934 
iſt gewiſſermaßen die Eröffnungsbilanz für die Ferti⸗ 
gungsgemeinkoſten.“ 


Dieſe Ausführungen entſprechen nicht dem 
Sinn des RF H⸗Gutachtens vom 4. Februar 1939 GrSD 71/38 
(RStBl 1939 S. 321). 


Die Fertigungsgemeinkoſten waren erſtmalig bei der 
Veranlagung des Gewinns für das Jahr 1938 in die Her⸗ 
ſtellungskoſten einzurechnen, wenn ſie bisher nicht oder nicht 
in voller Höhe berückſichtigt waren. Die erſtmalige Höher⸗ 
bewertung kann wegen des ab 1936 erhöhten Körperſchaft⸗ 
ſteuerſatzes zu Härten führen. Wenn der Steuerpflichtige 
die Fertigungsgemeinkoſten ſchon ſeit 1934 in die Herſtel⸗ 
lungskoſten eingerechnet hätte, würde der ſteuerliche Gewinn 
der ſpäteren, unter den erhöhten Steuerſatz fallenden Jahre 
nicht mehr beeinflußt werden. Nach dem Gutachten müſſen 
die Fertigungsgemeinkoſten erſt ſeit der Einführung des 
Einkommenſteuergeſetzes 1934 berückſichtigt werden. Dieſe 
Rechtslage werde durch das Gutachten vom 4. Februar 1939 
klargeſtellt. Der Reichsfinanzhof will Berichtigungs⸗ 


veranlagungen auf Antrag des Steuerpflichtigen bis 1934 
zurück zugelaſſen wiſſen. In dieſen Berichtigungsveranla⸗ 
gungen können die Fertigungsgemeinkoſten nachträglich bis 
zur Schluß bilanz 1934 zurück berückſichtigt werden. Durch 
dieſe Regelung wird verhütet, daß ſich für 1938 ein erhöhter 
ſteuerlicher Gewinn errechnet, der, abgeſehen von dem 
erhöhten Körperſchaftſteuerſatz, auch noch der Mehreinkom⸗ 
menſteuer unterliegen würde. 

Es iſt nicht notwendig, daß alle Schluß bilanzen 
bis 1934 zurück berichtigt werden. Der Steuerpflichtige kann 
z. B. auch beantragen, daß er nur die Schluß bilanzen für 
die Jahre 1936, 1937 und 1938 zu berichtigen braucht. 


Für die Körperſchaftſteuerpflichtigen wird in der Regel 
die Verichtigung bis zur Schlußbilanz 1935 genügen, weil 
der Körperſchaftſteuerſatz erſt ab 1936 erhöht worden iſt. 
Eine Berichtigung der Schlußbilanz 1934 kann aber dann 
zweckmäßig ſein, wenn 1934 ein Verluſtjahr war. Die 
Schlußbilanz 1933 kann jedoch nicht mehr 
berichtigt werden; denn während der Geltungsdauer 
des Einkommenſteuergeſetzes 1925 hatte der Steuerpflichtige 
nach der Auffaſſung des Reichsfinanzhofs nicht unzu ; 
läſſig bewertet, wenn er die Fertigungsgemeinkoſten 
unberückſichtigt gelaſſen hatte. Die Berichtigung einer An⸗ 
fangsbilanz (3. B. für 1. Januar 5936) ohne gleichzeitige 
Berichtigung der vorangegangenen Schlußbilanz (31. De⸗ 
zember 1935) iſt unzuläſſig. Dies würde dem Grund⸗ 
ſatz des Bilanzenzuſammenhangs widerſprechen. 
Aus dem gleichen Grund iſt es in Übereinſtimmung mit dem 
Gutachten des Reichsfinanzhofs unzuläſſig, die 
Fertigungsgemeinkoſten erſtmals in der 
Anfangsbilanz für 1934 zu berückſichtigen. 
Hinweis auch auf die Entſcheidung vom 4. April 1939 
1343/38, RStBi 1939 S. 780. 


Zum S$teuergutfchein-Derfahren 


1. Bewertungsfreiheit und Nustanid von Steuergutſcheinen durch 
Ankauf und Verkauf 


_ Die Bewertungsfreiheit wird nicht beeinträchtigt, wenn 
Steuergutſcheine gegen ſolche gleicher oder an derer 
Fälligkeit umgetauſcht werden (Hinweis auf Ziffer 3 
der Eildienſt⸗Nachrichten, DSF 1939 Nr. 38). Der An kauf 
und Verkauf von Steuergutſcheinen iſt dem Umtau ſ ch 
gleichzuachten, wenn beide Rechtsgeſchäfte an dem⸗ 
ſelben Tag vorgenommen werden oder der An kauf zeitlich 
vor dem Verkauf liegt. 


2. Stellung des Kommiſſionärs im Steuergutſcheinverfahren 


Kommiſſionäre bandeln im eigenen Namen für Rechnung 
ihres Kommittenten. Sie find deshalb zur Annahme 
von Steuergutſcheinen bei Entgelten nicht verpflichtet, die ſie 
für Rechnung von Perſonen vereinnahmen. die 
nicht gewerbliche Unternehmer ſind (Hinweis auf Ziffer 4 der 
Eildienſt⸗Nachrichten, DEZ 1939 Nr. 38). In Fällen dieſer Art 
ind Kommiſſionäre auch nicht berechtigt, das vereinnahmte 
Entgelt an ihre Kommittenten anteilig in Steuergutſcheinen 
weiterzuleiten. Ebenſo können Verkaufs kommiſſionäre, die 
für Rechnung eines Inländers Waren an einen Aus⸗ 
länder berkaufen, der nicht zur Bezahlung in Steuergutſcheinen 
berechtigt iſt (§ 10 Abſatz 2 NF Do), bei der Weiterleitung des 
Entgelts an Dee Kommittenten Steuergutſcheine nicht ber- 
wenden. Einkaufs kommiſſionäre find nur inſoweit zur Be⸗ 
zahlung in Steuergutſcheinen berechtigt, als ihre Kom⸗ 
mittenten dazu berechtigt ſind. 


3. Zur Abgrenzung des Begriffs der nicht ſteuergutſcheinfählgen 
Erzeugniſſe 


Was unter „Erzeugniffen“ im Sinn des 8 7 der 
Zweiten NF D und des §8 der Dritten NF DV zu verſtehen 
iſt, ergibt ſich — ſoweit nicht die geſetzliche Regelung eine be⸗ 
ſchränkende Aufzählung enthält — aus den einſchlägigen 
Beſtimmungen der Marktordnungsgeſetzgebung. 

8 1 Abſatz 1 der Verordnung zur Ordnung der Getreidewirt⸗ 
ſchaft vom 10. Juli 1985 (RGBl I S. 1006) gemäß fallen unter 
den Begriff „Getreide“ (§ 7 Ziffer 1 der Zweiten N DW): 
Roggen, Weizen, Hafer, Buchweizen, Hirſe, 
Dari und Gemenge. Dagegen gehört Reis n icht zu den 
Getreiden. 

„Getreide erzeugniſſe“ find Erzeugniſſe, die un⸗ 
mittelbar aus Getreide gewonnen werden, wie z. B. Mehl, 
Kleie, Getreide laffee, Maispuder, Maisſtärte 
und reiner Maiskleber. Erzeugniſſe, die durch Weiter⸗ 
verarbeitung von Getreideerzeugniſſen ge⸗ 
wonnen werden, fallen nicht unter den Begriff „Getreideerzeug⸗ 
uiſſe“ (z. B. Teigwaren, Buddingpulver, Maizena, 
Soßenpulver, Backpulver, Weizenkleiſterſtärke, 
MNaisdextrin und Kornbranntwein). 

Kleeſamen und Gras ſamen rechnen nicht zu den 
Bi uttermitteln im Sinn des § 7 Ziffer 16 der Zweiten 
NF DV. Stroh fällt nur inſoweit unter dieſe Veſtimmung, 
als es zu Futterzwecken Verwendung findet. Stroh, 

as zu Streuzwecken oder zur induſtriellen Ber: 
wertung beſtimmt iſt, iſt ſteuergutſchein fähig. Dasſelbe gilt 
für Mahlprodukte aus Sojabohnen die nur dann 
nicht ſteuergutſcheinfähig find, wenn fie zu Futterzwecken 
verwendet werden. 

Der Begriff „Milcherzeugniſſe“ (8 7 Ziffer 2 der 
Iiweiten NF DV iſt an Hand des Geſetzes über den Verkehr 
mit Milcherzeugniſſen vom 20. Dezember 1933 (RGGBl I S. 1096) 
auszulegen. Trocken milch, Doſenmilch und Kaſe in 
ind 8 2 Abſatz 1 dieſes Geſetzes gemäß Milcherzeugniſſe. Ver ⸗ 
arbeitungsprodukte aus Milderzeugniffen. 
wie Galalith, zählen nicht zu den Milderzeugnifien. 

Knochen, die in Abdeckereien gewonnen ſind, und 
der aus ſolchen Knochen gewonnene Leim gehören nicht zu den 
Schlachtvieherzeugniſſen s 7 Ziffer 3a der Zweiten 
N. D). Dasſelbe gilt für industriell gewonnenes Benz in⸗ 
knochenfett. Dagegen find Rinderklauen und Rinder⸗ 

örner Schlachtbieherzeugniſſe. 

Talg iſt in der Form, in der er bei der Verarbeitung von 
Schlachtvieh anfällt, nicht ſteuergutſcheinfähig (5 7 Ziffer 3 b 
der Zweiten NJ De). Verarbeiteter Talg iſt dagegen 
ſteuergutſchein fähig. 

Rohwolle, die fabrikgewaſchen oder gefärbt iſt, 


iſt nicht als Rohwolle im Sinn des $ 7 Ziffer 3e anzuſehen. 


ien Nacht i chte n 


Traubenzucker aus Holz fällt unter den Begriff 
„Roh⸗ und Verbraucherzucker“ (§7 Ziffer 6 der Zweiten 
NF DD). 

Gelbſenfſaat gehört nicht zu den Futter- 
mitteln im Sinn des § 7 Ziffer ic der Zweiten NF D. 
Es handelt ſich jedoch bei dieſem Erzeugnis um eine „inlän- 
diſche Olſaat“ (83 Ziffer 1 der Dritten NF DV). Bus. 


Derluftabzug des Wirtfchaftsjahrs 1936 


Das Einkommenſteuergeſetz 1938 hat gegenüber ſeinem 
Vorgänger zwei weſentliche Anderungen gebracht. Einmal 
beſtimmt § 10 Abſatz 1 Ziffer 6 EStG 1988, daß als Sonder⸗ 
ausgaben die in den beiden vorangegangenen Wirtſchafts⸗ 
jahren entitandenen Verluſte aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft 
und aus Gewerbebetrieb vom Geſamtbetrag der Einkünfte ab⸗ 
gezogen werden können, ſoweit ſie nicht bei der Veranlagung für 
die vorangegangenen Kalenderjahre ausgeglichen oder abgezogen 
worden ſind. Dafür iſt die Bewertu ngsfreiheit für 
kurzlebige Wirtſchaftsgüter im weſentlichen fortgefallen. 


Das EStG 1938 iſt erſtmalig bei der Veranlagung 1937 
anzuwenden. 

Die Neuregelung über die Einführung des Verluſtabzugs und 
über die Aufhebung der Bewertungsfreiheit hat aber im & 51 
EStG 1938 eine Einſchränkung erhalten. Danach gilt auch 
noch für 1937 die Bewertungsfreiheit für diejenigen kurzlebigen 
Wirtſchaftsgüter des Anlagevermögens, die vor dem 1. Oktober 
1937 beſtellt worden ſind. Anderſeits iſt der Verluſtabzug 
nicht bereits bei der Veranlagung 1937, ſondern e rſtmalig bei 
der Veranlagung 1938 zuläſſig. 

Die Wiedereinführung des Verluſtvortrags ſollte ein gewiſſer 
Ausgleich gegenüber der Beſeitigung der Bewertungsfreiheit für 
kurzlebige Wirtſchaftsgüter ſein. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat daher durch Runderlaß 
vom 8. März 1939 8 2127 — 60 III (RSHEL 1939 S. 433) an⸗ 
geordnet, daß Verluſte aus dem Wirtſchaftsjahr 1936 bei der 
Veranlagung 1938 ſo weit nicht abzuziehen ſind, als ihnen 
Gewinne des Wirtſchaftsjahres 1937 gegenüberſtehen. Es 
ſollte dadurch vermieden werden, daß dem Steuerpflichtigen 
gleichzeitig beide Vergünſtigungen, d. h. die Bewertungs⸗ 
freiheit für 1937 und außerdem noch für 1938 der Verluſtabzug, 
gewährt werden. 

Eine AG hat ihre Rechtsbeſchwerde damit begründet, daß 
dieſer Runderlaß im Widerſpruch zum Geſetz ſtehe und die 
Finanzgerichte nicht binde. 


Die Geſellſchaft hatte 
1936 einen Verluſt von rd. 919 000 NM 
1937 einen Gewinn von rd. 4 700 000 RM 
und 1938 einen Gewinn von rd. 4694 000 RM. 


Sie beantragt den Abzug des Verluſtes aus dem Jahr 1936 bei 
der Veranlagung 1938 

Der Rich hat die Rechtsbeſchwerde abgewieſen (Urkeil 
vom 21. November 1939 I 357/ö9). 

Aus der Begründung zum Geſetz zur Anderung des ESS 
vom 1. Februar 1938 (RG Bl I S. 101) ergebe ſich, daß nach dem 
Willen des Geſetzgebers nicht beide Vergünſtigungen (Bes 
wertungsfreiheit und Verluſtabzug) nebeneinander ge⸗ 
währt werden ſollen. „Die Berückſichtigung des Verluſtes aus 
1936 bei der Veranlagung 1938 trotz vorangegangenen höheren 
Gewinns in 1937 würde mittelbar eine Rückwirkung des Verluſt⸗ 
abzugs auf das Jahr 1037 bedeuten. Dieſe ſollte durch die Über- 
gangsregelung des § 51 EStG ausgeſchaltet und der Verluſtabzug 
erſt ab 1938 zugelaſſen werden.“ 


Der Runderlaß vom 8. März ſteht ſomit nicht 
in Widerſpruch zum Geſetz. Er iſt ſowohl für 
die Ein kommenſteuer als auch für die Körper⸗ 
ſchaftſteuer zu beachten. Car. 


feine Steuervergünſtigung der öffentlichen Sparkaſſen 
8 19 Abſatz 2 Ziffer 1 KStG) 


Die Einkünfte der Kreditanſtalten des öffentlichen Rechts aus 
dem langfriſtigen Kommunalkredit⸗, Realkredit⸗ und Meliorations⸗ 
kreditgeſchäft werden gemäß § 19 Abſatz 2 Ziffer 1 KEG 1934 nur 
mit dem halben Körperſchaftſteuerſatz beſteuert oder, ander 
ausgedrückt, die Hälfte dieſer Einkünfte unterliegt der vollen 
Körperſchaftſteuer. 
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Im Urteil RStBl 1937 S. 958 hat der Rc entſchieden, daß 
dieſe Beſtimmung auch bei öffentlichen Sparkaſſen 
anzuwenden ſei. 

Der Rc hat nunmehr im Urteil vont 14. Noventber 1939 
1232/88 feine bisherige Auffaſſung nicht aufrechterhalten. 

Der Rc hat zunächſt die Frage geprüft, ob öffentliche 
Sparkaſſen begriffsmäßig zu den öffentlichen Kredit⸗ 
anftalten gerechnet werden können. Für die Vermögen⸗ 
teuer bejaht er dieſe Frage, „da ſonſt die Befreiungsvorſchrift 
des 88 Abſatz 1 Ziffer 4 VSt 1934 für dieſe Sparkaſſen unnötig 
neweſen wäre“. 

Dagegen ſei nach dem Aufbau des KStGe193 4 eine gleiche 
Auffaſſung nicht zwingend notwendig. Es müſſe daher unterſucht 
werden, was die Abſicht des Geſetzgebers geweſen ſei. Es komme 
alſo darauf an, ob neben der ſteuerlichen Vergünſtigung der 
Sparkaſſen, wonach dieſe von der Körperſchaftſteuer befreit ſind. 
ſoweit ſie der Pflege des eigentlichen Sparverkehrs dienen, 
auch noch eine Tarifvergünſtigung gewährt werden ſolle. 

In der Begründung zu $19 Abſatz 2 Ziffer 1 KStG 1934 wird 
ausgeführt, daß für dieſe Vergünſtigung insbeſondere Land⸗ 
ſchaften und Stadtſchaften, Pfandbriefämter, auch Landesbanken 
und Girozentralen in Betracht kommen. Aus der Nichtauf⸗ 
führung der öffentlichen Sparkaſſen müſſe angenommen 
werden, daß der Geſetzgeber ſie in den Kreis dieſer Kreditanſtalten 
nicht einbeziehen wollte. 

Ferner ſei von Bedeutung, daß der Reichsminiſter der Finan⸗ 
zen Richtlinien für die Feſtſtellung und Ausgliederung des 
ſteuerpflichtigen Teils des Geſamtgewinns von öffenklichen 
Sparkaſſen erlaſſen habe, nicht aber für die weſentlich ſchwie⸗ 
rigere Anwendung des § 19 Abſatz 2 Ziffer 1 KStG 1934. 

Daraus müſſe der Schluß gezogen werden, daß die Spar⸗ 
ktaſſen nicht auch die Steuerermäßigung des § 19 Abſatz 2 Ziffer! 
a. a. O. haben ſollen. 

Dieſe Entſcheidung iſt von großer Bedeutung, weil eine Reihe 
von Finanzämtern, geſtützt auf die bisherige Rechtſprechung, die 
Auffaſſung vertreten hat, daß auch für öffentliche Sparkaſſen die 
Beſtimmung des § 19 Abſatz 2 Ziffer 1 gelte. Car. 


Flaſchen als kurzlebige Wirtjchaftsgüter 


Im $ 51 Abſatz 2 EStG 1938 iſt beſtimmt, daß die Be⸗ 
wertungsfreiheit für kurzlebige Wirtſchafts⸗ 
güter des Anlagebermögens nur noch für Wirtſchaftsgüter gilt, 
die vor dem 1. Oktober 1937 beſtellt worden ſind. 


Abweichend von dieſer Regelung kann jedoch nach den Ver⸗ 
e e für 1937 die Bewertungsfreiheit ohne Rück⸗ 
ſich auf den Zeitpunkt der Beſtellung oder der Herſtellung weiter⸗ 
hin u. a. in Anſpruch genommen werden für alle Wirtſchafts⸗ 
güter, deren Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten 200 R M 
nicht überſchreiten. 


Bei dieſen Wirtſchaftsgütern muß alſo geprüft werden: 
1. ob fie Teil des Anlagevermögens ſind. 


2. ob der Anſchaffungspreis des einzelnen fabrik⸗ 
neuen Wirtſchaftsguts nicht mehr als 200 RM beträgt. 


Im Rahmen der Bewertungsfreiheit hat die Behandlung der 
Bier» Wein⸗ und Mineralwaſſerflaſchen ſchon 
immer eine beſondere Rolle geſpielt. Der Reichsminiſter der 
Finanzen hat, um eine gleichmäßige Behandlung zu gewährleiſten, 
im Runderlaß vom 6. Auguſt 1937 8 1430 B — 121 III (RStBl 
1937 S. 965) beſtimmt, daß Flaſchen, die beim Verkauf einer 
Flüſſigkeit beſonders berechnet werden oder für die ein Flaſchen⸗ 
pfand erhaben wird, zum Anlagevermögen zählen, fofern 
ſich der Verkäufer bereit erklärt hat, bei Rückgabe der Flaſchen auf 
deren Bezahlung zu verzichten, den etwa gezahlten Flaſchenpreis 
zurückzuerſtatten oder das etwa beſtellte Flaſchenpfand zurückzu⸗ 
vergüten. 


Die Frage, ob derartige Flaſchen ſchon deshalb als kurzlebige 
Wirtſchaftsgüter anzuerkennen ſind, weil die Anſchaffungskoſten 
der einzelnen Flaſche 200 RM nicht überſteigen, oder ob hier 
nicht die einzelne Flaſche, ſondern der in dem Betrieb übliche 
Flaſchenbeſtand maßgebend ſein muß, brauchte ſeinerzeit nicht 
entſchieden zu werden. 


Im „Handbuch der ſteuerlichen Betriebsprüfung“ Band 1 
S. 165 hat Staatsſekretär Reinhardt bereits zu der Frage Stel⸗ 
lung genommen, wie zu verfahren iſt, wenn eine Vielheit von 
Wirtſchaftsgütern der gleichen Art im Rahmen des Betriebs- 
vermögens eine Einheit darſtellt. Er hat ausgeführt, daß der 
Begriff der Ganzheit eines Wirtſchaftsguts dann gegeben iſt, 
wenn das Wirtſchaftsgut nach Art des Betriebs einer ſelb⸗ 
ſtändigen Nutzung fähig iſt. „Daran ändert auch nichts die 
Tatſache, daß etwa eine Vielheit von Wirtſchaftsgütern der 


gleichen Art im Rahmen des Betriebsvermögens eine Einheit 
darſtellt.“ 

Im Urteil vom 28. November 1939 1394/39 hat der Rc dieſe 
Auffaſſung beſtätigt. Eine GmbH betreibt einen Mineralwaſſer⸗ 
verſand. Sie liefert die Mineralwaſſer unter Berechnung der 
Flaſchen oder gegen Flaſchenpfand. Sie verpflichtet ſich zur 
Zurücknahme der Flaſchen gegen Erſtattung des Preiſes oder des 
Pfandes. 

Die Vorbehörden haben bei der Körperſchaftſteuer 193d 
die Bewertungsfreiheit nicht zugelaſſen, weil nicht die ein ⸗ 
zelne Flaſche, ſondern die Geſamtheit der Flaſchen als Wirt⸗ 
ſchaftsggut anzuſehen ſei. Auch könnten die Flaſchen nicht als 
Gegenſtand des Anlagekapitals gelten. 


Unter Hinweis auf Reinhardt, „Buchführung, Bilang und 
Steuer“, Band 1 S. 159, führt der NFH aus, daß die Möglichkeit 
der Einzelbewertung wegfalle, wenn der Gegenſtand mit einer 
anderen Sache derart verbunden wird, daß nur das Sachganze. 
deſſen Teil er iſt, der Bewertung fähig ſei. Auf die buchmäßige 
Behandlung komme es dabei nicht an. Die einzelne Flaſche 
ſei als beſonderes Wirtſchaftsgut anzuſehen. Auch ſei die 
Frage, ob es ſich um Anlagevermögen handle, zu bejahen. 
wenn die Flaſchen mit Flaſchenpfand geliefert oder unter Rück⸗ 
nahmeverpflichtung mitverkauft ſind. Dadurch will der Unter⸗ 
nehmer erreichen, daß die Flaſchen wieder ſeinem Betrieb zur 
Verfügung geſtellt werden. Es handle ſich alfo nicht um Um⸗ 
laufs vermögen, das zum Verkauf beſtimmt ſei. 


Danach ſind Wein⸗, Bier⸗ und ähnliche Flaſchen unter den 
gegebenen Vorausſetzungen nach wie vor als kurzlebige Wirt⸗ 
ſchaftsgüter zu behandeln. Es wird jedoch darauf hingewieſen, 
daß im Megelfal Sektflaſchen nicht zum Anlagevermögen 
rechnen, da ſie im allgemeinen von dem Verkäufer nicht zuriid» 
genommen werden. er: 


Bedeutung freiwilliger eidesftattlicher Derficherungen 


Ein Steuerpflichtiger, der von ſich aus ohne Aufforderung 
des Finanzamts eine auf die Höhe ſeines Umſatzes ſich beziehende 
unrichtige Verſicherung an Eides Statt abgegeben hatte, war 
gemäß § 156 StB wegen Abgabe einer falſchen eidesſtattlichen 
Verſicherung verurteilt worden. Das Reichsgericht hat dieſe⸗ 
Urteil aufgehoben (RG vom 26. Oktober 1939 8 D 635/39. RStBl. 
1939 S. 1137). 


Nach Meinung des Reichsgerichts iſt die Abgabe einer falſchen 
eidesſtattlichen Verſicherung gegenüber dem Finanzamt nur ſtraf⸗ 
bar, wenn ſie auf Verlangen in der vorgeſchriebenen Form abge⸗ 
geben iſt, da eine vom Steuerpflichtigen von ſich 
aus ohne Verlangen des Finanzamts abge⸗ 
gebene Verſicherung an Eides Statt in ihrer 
Bedeutung einer ſonſtigen Erklärung gleich⸗ 
ſtehe und daher nicht die Rechtswirkungen 
— alſo auch nicht die ſtrafrechtlichen Wirkun⸗ 
gen — einer auf Verlangen abgegebenen eides⸗ 
ſtattlichen Verſicherung habe. 


Das Reichsgericht begründet dieſe Rechtsauffaſſung damit, 
daß es entſprechend der Stellung der Finanzbehörden im Steuer⸗ 
ermittlungsverfahren ganz ins Ermeſſen des Finanzamts geſtellt 
fei, ob es von der eidesſtattlichen Verſicherung als Hilfsmittel 
zur Erforſchung der Wahrheit Gebrauch machen und dement⸗ 
ſprechend die Abgabe einer ſolchen Verſicherung in der bor⸗ 
geſchriebenen Form verlangen will, daß dagegen der Steuer⸗ 
pflichtige ſelbſt nicht berechtigt jet, durch eine freiwillig abge⸗ 
gebene Verſicherung an Eides Statt der Finanzbehörde ein Be⸗ 
weismittel aufzundtigen. Würde einer von einem Steuer⸗ 
pflichtigen freiwillig abgegebenen eidesſtattlichen Verſicherung 
die gleiche Beweiswirkung zuerkannt wie einer auf Verlangen 
der Finanzbehörde in der vorgeſchriebenen Form abgegebenen Ver⸗ 
ſicherung an Eides Statt, ſo würde die Finanzbehörde in die Rolle 
eines Verteidigers der ſteuerlichen Belange gedrängt, die ent⸗ 
gegengeſetzt wäre der Rolle, die den Finanzbehörden durch die 
Reichsabgabenordnung bewußt eingeräumt iſt, der entſprechend 
die Finanzbehörde als Herrin des Verfahrens freie Hand haben 
muß, in welcher Weiſe und mit welchen Mitteln fie den Sach⸗ 
verhalt aufklären will. 


Dieſer Standpunkt des Reichsgerichts entſpricht dem vom 
Reichsfinanzhof aufgeſtellten Grundſatz (vgl. Urteil bom 
11. Oktober 1922, RStBl. 1923 S. 14), daß dem Angehot einer 
eidesſtattlichen Verſicherung durch den Steuerpflichtigen keine 
Bedeutung als Beweismittel zukomme und der Steuerpflichtige 
kein Recht zur eidesſtattlichen Werfiherung habe, ſondern nur 
die Auferlegung einer Verſicherung. an Etdes Statt durch die 
Finanzbehörde als zuläſſiges Beweismittel in Betracht komme. 

= AR 


